
Jeden Herbst startet der 
Metallbereich die Saison 
der Kollektivvertragsver-
handlungen: eine Mög-
lichkeit, echte Verbesse-
rungen durchzusetzen. 
Doch die Gewerkschafts-
spitze geht jedes Jahr nach 
demselben Schema vor - 
das Ergebnis sind faule 
Kompromisse und schwa-
che Abschlüsse.

Viele Unternehmen ha-
ben in den letzten Jahren 
Rekordprofite eingefah-
ren. Höchste Zeit, dass 
wir endlich ordentli-
che Lohn- und Gehalts-
erhöhungen durchset-
zen! Dafür reichen Ver-
handlungen nicht, dafür 
braucht es Arbeitskämp-

fe. Diese sind auch wich-
tig, um uns für die kom-
mende Wirtschaftskrise 
aufzustellen. Wir müs-
sen die KV-Runden nut-
zen, um die Verschlech-
terungen der letzten 
Regierung zurückzu-
schlagen. Auf eine kom-
mende Regierung kön-

nen wir uns nicht ver-
lassen, denn eines haben 
alle möglichen Kurz-
Juniorpartner gemein-
sam: die Interessen der 
A r b e i t e r * i n n e n k l a s s e 
sind für sie keine Koali-
tionsbedingung!

Brechen wir die Rou-
tine. Wir brauchen ei-
nen branchenübergrei-
fenden Kampf für ge-
meinsame Forderungen, 
z.B. einen einheitlichen 
Mindestlohn von 1.700 € 
und die Rücknahme des 
12-Stunden-Tages sowie 
eine Arbeitszeitverkür-
zung bei vollem Lohn 
und mehr Personal.

2018 hatte die ÖGB-
Spitze versprochen, in 

den KV-Verhandlun-
gen die Verschlechte-
rung des 12-Stunden-
Tages wieder “reinzu-
holen”. Getan hat sie 
nichts dergleichen. Auf 
sie ist also kein Verlass! 
Wir brauchen demo-
kratische Verhandlun-
gen, bei denen die Basis 

über Forderungen, Stra-
tegie und über jeden Ab-
schluss entscheidet. Und 
wir brauchen den Mut zu 
Streiks - denn Verhand-
lungsgeschick wird die 
Bosse nicht überzeugen. 

Daher brauchen wir 
grundlegende Verände-
rungen in den Gewerk-

schaften. Die Beschäf-
tigten im privaten So-
zialbereich zeigen die 
Richtung an: seit Jah-
ren organisieren sich 
Betriebsrät*innen und 
aktive Beschäftigte und 
haben so dazu beigetra-
gen, dass in den letzten 
zwei Jahren im Sozial-
bereich gestreikt wurde. 
Daran sollten wir auch 
in anderen Bereichen 
anknüpfen, um endlich 
kämpferische KV-Run-
den durchzusetzen.

 Christoph Glanninger

Wir fordern:
 F Einen Kurswechsel 
und eine offensive 
Strategie bei den 
Lohnverhandlungen

 F Koordinierung der 
KV-Lohnrunden: 
gemeinsame 
Forderungen und 
Mobilisierungen!

 F Demokratie: kein 
Abschluss ohne 
Urabstimmung!
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Neue Regierung : Alte Probleme
Egal, welche Koalitionsvariante sich durchsetzt: 
Die unter Schwarz-Blau begonnenen Angriffe 
werden weitergehen. Wer auch immer den Juni-
orpartner für die ÖVP gibt, die „Standortsiche-
rung“ zugunsten der Reichen wird die zentrale 
Aufgabe der künftigen Regierung sein. Die Grü-
nen sind zu Zugeständnissen bereit und auch die 
FPÖ ist nicht aus dem Rennen.                      Seite  2 

Trudeau: Der Lack ist ab
Die Wahlen im Oktober waren ein Rückschlag für 
Justin Trudeau, den ehemaligen Liebling der Li-
beralen auf der ganzen Welt. Denn Trudeau hat 
sich als ganz normaler Politiker gezeigt, Wahl-
versprechen nicht gehalten, manipuliert und 
Politik im Dienste des Großkapitals gemacht. Bill 
Hopwood von der Socialist Altertive aus Kanada 
berichtet.                                                                              Seite   12

Schwerpunkt
Dem Zusammenbruch des 
Stalinismus vor 30 Jahren 
folgte Instabilität statt har-
monischer kapitalistischer 
Weltordnung. Doch der Weg 
Richtung Kapitalismus war 
nicht vorgezeichnet.  
                                Seiten 7-10

Schluss mit der Routine bei den
Kollektiv-Verträgen: Echte 
Verbesserungen müssen erkämpft werden!

CWI
CIT

Normalpreis € 1,–
Solipreis € 2,– Die sozialistische Zeitung seit 1983  11.19Nr. 282 | 

Höhere Löhne und 
Gehälter durchsetzen!
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Von Sonja Grusch Österreichs 
Telenovela: Intrige, Verrat und 
dunkle Hintermänner sowie 
die treu liebende Ehefrau. Die 
FPÖ-Strache-Krise können 
wir erste Reihe fußfrei ver-
folgen. Mein Mitleid hält sich 
in mikroskopischen Grenzen. 

Was bringt die Fortsetzung? Eine Liste Strache? Fi-
nanziell sicher interessant, denn wie sollen Familie, 
Hund und Luxusdomizil von Philippas schlappen 
8.930,90 monatlich leben können?

Packeln die Straches vielleicht mit den neofa-
schistischen Identitären? Oder macht er doch auf 
Freund der Wirtschaft und kommt so in Konkur-
renz zum Kurs von Hofer und Haimbuchner? Al-
les Spekulation. Sicher ist allerdings, dass die Kri-
se der FPÖ nicht vorbei ist. Der anhaltende Spagat 
zwischen brutalem Neoliberalismus und der Rhe-
torik von der sozialen Heimatpartei funktioniert 
nur, wenn die Partei von Erfolg zu Erfolg eilt. Bleibt 

dieser aus, brechen die inhaltlichen und taktischen 
Differenzen sowie der Kampf um die verringerten 
Futtertröge auf.

Die aktuelle Freude über den tiefen Fall des HC 
darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass der 
Rechtsextremismus keineswegs geschlagen ist. 
Auch eine eventuelle Spaltung ist bestenfalls kurz-
fristig eine Schwächung - auch deshalb, weil die 
kommende Regierung mit Kürzungspolitik und 
Rassismus weitermachen wird. Vielleicht nicht ge-
nau gleich, aber „die Richtung stimmt“.

Um FPÖ & Co. den Boden unter den Füßen weg-
zuziehen braucht es zweierlei: Eine linke, sozialis-
tische Alternative auf der Wahlebene, aber vor al-
lem: Proteste, Bewegungen und Klassenkämpfe, 
die die Herrschenden in den Chefetagen und ihre 
Freund*innen in allen etablierten Parteien in Angst 
und Schrecken versetzen. Und den Reichtum, den 
es gibt, endlich für alle einzusetzen. Für leistba-
re Wohnungen, kürzere Arbeitszeiten, sichere Jobs 
und ein ordentliches Bildungs- und Sozialsystem. 
Das schwächt die Rechten wirklich.

Wer glaubt, eine Regie-
rungsbeteiligung der 
Grünen stelle eine qua-
litative Veränderung dar, 
wird gegebenenfalls ei-
nes besseren belehrt wer-
den. Es ist nicht anzuneh-
men, dass Kurz auf Druck 
der Grünen seine sozi-
ale Ader entdeckt. Viel-
mehr ist davon auszuge-
hen, dass die Grünen für 
einen Regierungseintritt 
ihr Sozialprogramm ei-
ner Wirtschaftspolitik mit 
grünem Anstrich unter-
ordnen. Das wird unmit-

telbare Auswirkungen auf 
die arbeitenden Menschen 
im Land haben. Grüner 
Kapitalismus ist eine Il-
lusion, mit der biswei-
len zwar Wahlen gewon-
nen werden können, aber 
keine echte Veränderung 
möglich ist. Auch wenn es 
innerhalb der Grünen ka-
pitalismuskritische Stim-
men gibt: die Partei bleibt 
der kapitalistischen Logik 
verhaftet und stellt kei-
ne echte Alternative – am 
wenigsten als Juniorpart-
nerin der ÖVP – dar.

Sozialabbau mit 
grünem Anstrich?

So weitermachen
wie bisher?

(Nicht mehr) reich
und (nicht so) schön
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Nach der Ibiza-Affäre und 
dem Spesenskandal rund 
um Ex-Parteichef Stra-
che versucht die neue 
FPÖ-Parteiführung, Ei-
nigkeit zu demonstrieren. 
Doch nach anfänglichem 
Nachgeben gegenüber 
dem Kickl-Flügel, der 
Kurs auf Opposition neh-
men will, zeigt sich der 
Flügel um Norbert Hofer, 
der für aggressiven Neo-
liberalismus steht, erneut 
bereit, den Juniorpartner 
für Kurz zu geben. Hofer 
hatte zuletzt sogar an-

gedeutet, einen Plan für 
die Karriere Kickls zu 
haben, sollte es zu einer 
Neuauflage von Schwarz-
Blau kommen. Die Stol-
persteine auf dem Weg 
in eine Koalition schei-
nen ausgeräumt. Mit der 
FPÖ an seiner Seite hat 
Kurz freie Hand, die gro-
ßen Angriffe schneller 
umzusetzen als bei an-
deren Regierungsvari-
anten – auch wenn sich 
das Gesamtausmaß letzt-
lich wenig unterscheiden 
würde. 

Sebastian Kurz kann nach den 
Neuwahlen vom 29. Septem-
ber zwischen drei mögli-
chen Koalitionspartnerinnen 
wählen und geht gestärkt 

in etwaige Verhandlungen. 
Noch ist nicht eindeutig, 
welche Regierungsvarian-
te sich durchsetzt. Absehbar 
ist allerdings, dass die unter 
Schwarz-Blau begonnenen 
Angriffe in der einen oder 
anderen Form weitergehen 
werden. Die schwächeln-
de Konjunktur begrenzt den 
Spielraum der künftigen Re-
gierung erheblich.

Welche Erwartungen des 
Kapitals hat der künfti-
ge Bundeskanzler Kurz zu 
erfüllen? Unabhängig von 
den spezifischen Interes-

sen der jeweiligen Kapital-
fraktion ist die Etablierung 
eines Niedriglohnsektors 
und damit ein Ausgleich 
des Wettbewerbsnachteils 
gegenüber den Nachbar-
staaten (v.a. Deutschland) 
oberstes Ziel. Was Schrö-
der, Fischer & Co. in den 
2000er Jahren geschafft 
haben, blieben Schüs-
sel, Grasser, Haider & Co. 

ihren Geldgeber*innen 
schuldig. Bzw. waren de-
ren Maßnahmen aus Ka-
pitalsicht nicht nachhaltig 
genug. Sebastian Kurz hat 
bereits bewiesen, was er 
kann. Stichwort: Senkung 
der Lohnnebenkosten, 
Steigerung der Produkti-
vität durch Intensivierung 
der Arbeit und Ausweitung 
der Arbeitszeiten, Weg-
fall teurer Überstunden, 
Kürzung der Mindestsi-
cherung, Einsparungen im 
Gesundheitswesen etc. zur 
„Sicherung des Standorts“. 
Im Klartext bedeutet das: 
Sinkende Produktionskos-
ten für das Kapital durch 
„Verschlankung“ des So-
zialstaats bei sinkenden 
Löhnen und erhöhtem Ar-
beitsdruck für die Beschäf-
tigten. Also Politik für Rei-
che und Unternehmen.

Stefanie Klamuth

Ausweitung der Arbeitszeiten, 
Kürzungen bei Sozialem und 
im Gesundheitswesen 
zur „Standortsicherung“.

Neue Regierung: Alte Probleme
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Nach dem Fünffach-Mord 
in Kitzbühel ist wieder 
einmal klar geworden, 
wie dringend der Kampf 
gegen Gewalt an Frau-

en ist. In den bürgerli-
chen Medien ist die Rede 
von „Familien- oder Be-
ziehungsdramen”. Damit 
werden die Morde ver-
harmlost und ignoriert, 
dass es sich bei Frauen-
morden um ein gesell-
schaftlich produziertes 
Problem handelt. Denn 
Gewalt gegen Frauen ist 
weder eine Ausnahme, 
noch ein „privates” Prob-
lem, sondern Alltag. Jede 
5. Frau ab dem 15.Lebens-
jahr war schon körper-

licher und/oder sexuali-
sierter Gewalt ausgesetzt, 
mindestens jede 3. Frau 
wurde schon einmal se-
xuell belästigt.

In den vergangenen vier 
Jahren hat sich die Zahl 
der Frauenmorde in Ös-
terreich mehr als verdop-
pelt. Dass es sich bei den 
Tätern überwiegend um 
(Ex-)Partner oder Famili-
enmitglieder handelt, ist 
weder Zufall noch auf ei-
ne pauschale Gewalttä-
tigkeit von Männern zu-
rückzuführen, sondern 
mit Familienstrukturen 
im kapitalistischen Sys-
tem verbunden. Einerseits 
profitiert der Kapitalismus 

davon, Hausarbeit und 
Kindererziehung auf die 
Familie - und damit auf 
Frauen abzuwälzen, ande-
rerseits spaltet er uns, in-

dem mit „traditionellen” 
Rollenmustern Frauen-
unterdrückung verfestigt 
wird. Männer sollen do-
minant sein, Frauen wer-
den als Besitz des Mannes 
gesehen.

Kürzungspolitik und Spar-
maßnahmen sind außer-
dem der soziale Boden, auf 
dem Gewalt gegen Frau-
en wächst: Frustration 
und Armut befördern Ge-
walt, Frauen können es 
sich nicht leisten, auszu-

brechen. Neben gut aus-
gestatteten Frauenhäu-
sern, Gewaltprävention 
usw. braucht es deshalb 
v.a. soziale Verbesse-
rungen. Denn es ist oft 
nicht nur aus emotiona-
len, sondern aus finanzi-
ellen Gründen ein schwe-
rer Schritt, einen gewalt-
tätigen Mann zu verlassen. 
Wir brauchen gleiche Löh-
ne für Männer und Frau-
en, ein Einkommen, von 
dem man leben kann und 
Wohnraum, den man sich 
auch ohne Partner leisten 
kann. Der ÖGB muss an 
genau diesen Fragen ak-
tiv werden und so eine ge-
werkschaftliche Kampag-
ne gegen Gewalt an Frauen 
organisieren, sowohl am 
25. November als auch da-
rüber hinaus.  

Moni Jank und 
Sarah Moayeri

Hipper patriotischer Rap 
statt schmuddeligem 
Rechtsrock - das ist Teil 
der Strategie der Iden-
titären, mit der sie ver-
suchen, rechtsextreme 
Ideologien salonfähig zu 
machen.

Verstaubte völkische 
Ideologie wird sprach-
lich neu verpackt - 
„Kultur“ ersetzt „Ras-
se“. „Werte“ wie Natio-
nalstolz, Loyalität und 
Heimatliebe werden be-
tont. Diese Verschleie-
rungstaktik verwendet 
auch der rechtsextre-
me Rapper Chris Ares. 
Er steht den Identitären 
und dem rechtsnationa-
len Flügel der AfD sehr 
nahe, und bezeichnet 
seine Musik, wie vie-
le NS-Rapper auch, als 
„patriotischen Rap“.

Um ein breites Pub-
likum mit rechtsext-
remen Parolen zu er-
reichen, kann Chris 
Ares auf die Unterstüt-
zung des Arcadi-Verei-
nes zählen. Dieser ver-
sucht, über den Arcadi 
Verlag und Arcadi Mu-
sik “einen jungen, hip-
pen, rechten Lifestyle 
salonfähig zu machen” 
wie Stefan Sommer in 
einem Beitrag für den 
Bayerischen Rundfunk 
schreibt.

Die sprachliche Ver-
schleierung und strate-
gisch geplante Struktu-
ren (u.a. Arcadi-Verein) 
der Neuen Rechten er-
möglichen Chris Ares 
breiteren Erfolg. Sei-
ne Single „Neuer Deut-
scher Standard“ hat es, 
und das ist keinem NS-
Rapper gelungen, in die 
deutschen Charts ge-
schafft, außerdem ist sie 
auf Spotify, Amazon und 
Itunes zu finden. Priva-
te Konzerne machen al-
so Profite mit rechts-na-
tionalem Gedankengut 
– MTV distanzierte sich 
zwar in einem Artikel 
von Chris Ares, „muss“ 
seine Musik jedoch im 
Rahmen seiner Zusam-
menarbeit mit den Of-
fiziellen Deutschen 
Charts veröffentlichen 
– die Hose des Profits ist 
halt doch näher als das 
übergezogene Hemd des 
Antirassismus.

Philipp Chmel

Der rechte Rand

Die Kürzung der Mindest-
sicherung zur Sozialhil-
fe Neu erhöht u.a. den Be-
schäftigungsdruck auf 
Bezieher*innen, kürzt bei 
Mehrkindfamilien (v.a. 
von Alleinerzieher*innen) 
und Migrant*innen (weil 
an Nachweise von Sprach-
kenntnissen gekoppelt). 
Frauen sind besonders 
hart betroffen, da sie stär-
ker auf Mindestsicherung 
angewiesen sind. Wien 
wollte die Kürzung nicht 
umsetzen - ob das bei 
Schwarz-Grün hält?

Frauenhäuser sind über-
füllt. Aufgrund von Platz-
mangel oder ihrer Ob-
dachlosigkeit werden vie-
le abgewiesen. Im ländli-
chen Raum ist der Zugang 
oft schwerer. 2018 wur-
de dem Verein Autono-
mer Frauenhäuser durch 
das Frauenministerium 
6000€ gestrichen. Insge-
samt wurden in den letz-
ten beiden Jahren mehr 
als 400.000€ bei Frauen-
initiativen - viele arbei-
ten im Bereich „Gewalt” - 
gekürzt. 

2017 kürzte die schwarz-
blaue Regierung in Ober-
österreich die Wohnbei-
hilfe. Die Voraussetzung 
einer Erwerbsarbeit oder 
Sozialversicherungsleis-
tung ist von 36 auf 54 Mo-
nate innerhalb der letz-
ten fünf Jahre gestiegen. 
Nachweise von Deutsch-
kenntnissen müssen vor-
gebracht werden. Die Mie-
te darf max. 7€/m2 betra-
gen, wobei nur max. 3,50€/
m2 gefördert werden. Aus-
ziehen wird schwerer, 
wenn Wohnen zu teuer ist.

Das „Gewaltschutzpaket”, 
noch von ÖVP/FPÖ initi-
iert, bedeutet höhere Stra-
fen für Gewalttäter. Aus-
führende medizinischer 
und therapeutischer Be-
rufe sind verpflichtet, bei 
Verdacht Anzeige zu er-
statten. Gewaltpräventi-
onskurse müssen vom Tä-
ter selbst bezahlt wer-
den - Maßnahmen, die von 
Expert*innen und Frauen-
häusern als nicht hilfreich 
gesehen werden. Sie sollen 
Law & Order legitimieren 
und Stimmen fangen.

Kürzungspolitik statt echter Antworten

Wir müssen gemeinsam für soziale Verbesserungen 
kämpfen, die Gewalt an Frauen zurückdrängen können.

Kitzbühel - Ein Einzelfall?eme
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Wie schon in VORWÄRTS 
280 berichtet, gibt es in 
meinem Werk einen Ab-
bau von 50-70 Stellen. 
Die deutsche Industrie 

und vor allem der Auto-
sektor, von dem wir sehr 
abhängig sind, schwä-
chelt stark. Die Kündi-
gungswelle ist die Reak-
tion darauf. Allerdings 
hat unsere Firma in den 
letzten Jahren in Billig-
lohnländer expandiert. 
Es wurde also einiges an 
Geld in die Hand genom-
men, damit das Unter-
nehmen wächst. Auf ei-

ner von der Geschäfts-
leitung organisierten Be-
triebsversammlung habe 
ich das in Erinnerung ge-
rufen, und auch dass wir, 

die Arbeiter*innen, dieses 
Geld erwirtschaftet ha-
ben und dass wir es aber 
sind, die jetzt die Rech-
nung zahlen sollen. 

Mittlerweile zeichnet sich 
ab, dass die Situation auch 
dafür genutzt wird, um 
den Arbeitsdruck zu er-
höhen. So wurde z.B. die 
gesamte interne Reini-
gung entlassen und beim 

Transport gespart, um 
diese Arbeiten dem Pro-
duktionspersonal umzu-
hängen. Meine Liste DSO 
hat in den letzten Wochen 
versucht, den gesamten 
Betriebsrat zu einem ak-
tiven Handeln gegen die-
se Entwicklungen zu be-
wegen. Doch die setzen 
lieber auf Co-Manage-
ment und richten sich ge-
gen mein Drängen, Pro-
teste zu entfachen. DSO 
ist ein Angebot an alle 
Kolleg*innen, die Wider-
stand organisieren wollen 
und setzt sich als Aufga-
be, eine größere Betriebs-
gruppe aufzubauen, um 
mehr Druck auf Betriebs-
rat und Geschäftsleitung 
machen zu können.

Thomas Hauer, 
Arbeiterbetriebsrat der 

Elektroindustrie 

Aus Betrieb & Gewerkschaft

Firma nutzt Krise zum Angriff

Der Kampf der Beschäf-
tigten der von Schlie-
ßung bedrohten Werft 
Harland & Wolff im nor-
dirischen Belfast um ih-
re Jobs war erfolgreich – 
nicht zuletzt, weil er sich 
komplett von der laschen 
Strategie des ÖGB unter-
schied: Während der Ver-
handlungen über einen 
neuen Besitzer wurde der 
Arbeitskampf unter Ein-
beziehung aller Beschäf-
tigten vorbereitet. Nach 
dem Scheitern der Ge-
spräche wurde das Werk 
besetzt. Gefordert wur-

den Verstaatlichung so-
wie der Umbau in Rich-
tung nachhaltiger Tech-
nologie. Solidarität aus 
anderen Betrieben und 
Gewerkschaften wurde 
organisiert, der Protest 
durch Banner und Ak-
tionen sichtbar gemacht 
und mit anderen Arbeits-
kämpfen und sozialen 
Bewegungen wie der Pri-
de und den Klimaprotes-
ten aktiv verbunden. Mit 
Susan Fitzgerald war eine 
aktive Sozialistin in der 
Gewerkschaft zuständig 
für den Kampf.

Die SPÖ-nahe FSG ist in 
den Gemeindespitälern 
(KAV) im SPÖ-regierten 
Wien alles andere als ei-
ne kämpferische Vertre-
tung der Kolleg*innen. 
Doch Beschäftigte an der 
Basis organisieren sich, 
um gegen Verschlech-
terungen und für Ver-
besserungen zu kämp-
fen. Aus der Kampagne 

„Gleicher Lohn für glei-
che Arbeit“ ist mit „So-
lidarität / Für faire Löh-
ne & Arbeitsbedingun-
gen“ auch eine Liste für 
die Personalvertretungs-

wahlen entstanden. Im 
Zusammenhang mit den 
erfolgreichen Protesten 
für mehr Personal und 
die Entscheidungsfrei-
heit für Beschäftigte, in 
welchen Vertrag sie wol-
len, hat „Solidarität“ in 
zwei Spitälern Manda-
te bekommen. Wich-
tig ist nun, dass die Ar-
beit nicht in den Gremi-
en verschwindet, son-
dern dass die vielen 
Aktivist*innen die Poli-
tik der Liste diskutieren, 
organisieren und demo-
kratisch entscheiden.

In einer Presseaussen-
dung schreibt die Ge-
werkschaft der Privatan-
gestellten GPA zum Equal 
Pay Day: „GPA/djp kämpft 
in KV-Verhandlungen 
für Schließen der Lohn-
schere.“ Doch es wird 
nicht gekämpft, son-
dern höchstens verhan-
delt – und das auch we-
nig kämpferisch. Weniger 
Presseaussendungen mit 
leeren Worten und mehr 
echte Organisierung an 
der Basis und Klassen-
kampf im Real Life wäre 
nötig, Kollegin Teiber!

Firmen benutzen die Angst 
vor Jobverlust, um den 
Arbeitsdruck zu erhöhen.

So geht Streiken im 
Sozialbereich
Am 19.10 fand in Wien ein 
Vernetzungstreffen der Ba-
sisinitiative im Gesund-
heits- und Sozialbereich 
„Sozial, aber nicht blöd“ 
statt. Aktivist*innen aus 
3 Bundesländern, darun-
ter auch Mitglieder der SLP, 
diskutierten und erarbeite-
ten Pläne für die kommen-
den Monate und die Ver-
handlungen zu den Kollek-
tivverträgen (KVs).

Um spürbare Verbesse-
rungen zu erreichen, wer-
den wieder Kampfmaßnah-
men notwendig sein. Es ist 
die Verantwortung der zu-
ständigen Gewerkschaften 
GPA-djp und Vida, schon 
jetzt Betriebsversammlun-
gen und branchenweite öf-
fentliche Treffen zu organi-
sieren, um die Kolleg*innen 
auf einen Streik vorzube-
reiten. Gleichzeitig kön-
nen wir es uns nicht leis-
ten, auf die Gewerkschafts-
bürokratie zu warten. Wir 
müssen selbst bereit sein, 
einen konsequenten Streik 
durchzuführen. Damit ein 
Streik erfolgreich ist, müs-
sen einige Aspekte beachtet 
werden.

Getrennte KVs – Gemein-
samer Streik: Der Gesund-
heits- und Sozialbereich 
wurde auf mehrere KVs 
(SWÖ, Caritas, Diakonie, 
etc.) aufgeteilt. Dem ent-
gegenwirkend müssen 
einheitliche Forderungen 
aufgestellt werden und ge-
meinsam dafür gestreikt 
werden. Ziel muss ein ge-
meinsamer KV sein!

Streikkomitees: Auch wenn 
Streiks meist von der Ge-
werkschaft ausgerufen wer-
den - sie werden immer von 
der Belegschaft getragen. 
Dazu braucht es Komitees in 
den Betrieben, die Beschlüs-
se fällen, Aktionen planen 
und in ständiger Kommu-
nikation mit anderen strei-
kenden Betrieben und der 
Gewerkschaft stehen.

Öffentlichkeit: Wenn die Vo-
est-Alpine-Metaller*innen 
streiken, üben sie direk-
ten ökonomischen Druck 
aus, weil sich der Streik auf 
die Profite des Unterneh-
mens auswirkt. In unserer 
Branche ist das schwieriger. 
Umso wichtiger ist es, den 
Druck über die Öffentlich-
keit und Medien aufzubau-
en. Kreative Streikkund-
gebungen, laute Märsche 
uvm. sorgen für Sichtbar-
keit des Streiks. Außerdem 
trägt es zur weiteren Ver-
netzung der Streikenden bei 
und schafft die Möglichkeit, 
sich zu solidarisieren. 

Urabstimmung: Die letz-
ten Jahre waren viele 
Kolleg*innen durchaus ent-
schlossen und streikbereit, 
während die Gewerkschafts-
führung hinter geschlosse-
nen Türen miesen Abschlüs-
sen zugestimmt hat. Um das 
zu verhindern, muss es ei-
ne Urabstimmung aller Be-
schäftigten in den betroffe-
nen Betrieben geben, bevor 
ein Abschluss gemacht oder 
der Streik beendet wird.

Nikita Tarasov

R H&W, so geht's! R Solidarität im KAV

t

Kurznachrichten aus Betrieb & Gewerkschaft

Q Blabla
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Egal, ob vor einem Län-
derspiel im Hauptabend-
programm, in E-Sports 
Leagues oder durch Mi-
crotargeting auch am Han-

dy - es ist unmöglich, der 
Wettindustrie und ihren 
Konzernen zu entkom-
men. Alleine 2017 beliefen 
sich die Umsätze der Sport-
wetten Industrie in Öster-
reich auf 1,7 Milliarden Eu-
ro - Tendenz steigend. Der 
Staat erhebt auf Sportwet-
ten nur 2% Steuern, wäh-
rend die Glücksspielindust-
rie mit 16% besteuert wird. 
Die Branche ist sehr profi-
tabel für Konzerne wie den 
österreichischen Glücks-

spiel-Giganten Novomatic, 
der in seinem Geschäfts-
bericht 2018 die Expansi-
on des (Sport-)Wettenan-
gebots in Deutschland und 

den USA explizit anstrebt. 
Dazu kommt eine Vielzahl 
an Steuerschlupflöchern, 
von denen Konzerne pro-
fitieren können. Novoma-
tic etwa hat mehrere Nie-
derlassungen in Malta, wo 
Gewinne für Unternehmen 
mit nur 5% effektiv ver-
steuert werden.

24 Stunden am Tag kann 
man Wetten über das 
nächste Tor, den Spielaus-
gang oder eine Vielzahl an-
derer Statistiken und Er-

eignisse abgeben. Auch aus 
Videospielen ist die Wett-
industrie nicht mehr weg-
zudenken: Der Markt für 
das Wetten von in-game 
Items und Skins ist welt-
weit knapp 12 Milliarden 
Euro schwer und deut-
lich schlechter reguliert als 
die klassische Sportwet-
ten Industrie. Immer wie-
der kommen Skandale von 
Wettbetrug (CS:GO Lotto) 
oder Spielabsprachen ("Life" 
in StarCraft II) auf.

Bei vielen Vereinen - ins-
besondere im E-Sports Be-
reich - erheben die jewei-
ligen Sponsoren (interwet-
ten, bet-at-home, win2day, 
...) den Anspruch, Fankul-
tur zu sein - frei nach dem 
Motto: Du bist nur ein Fan, 
wenn du auf dein Team 
wettest. Es wird versucht, 
Wetten als integralen Teil 

des Spielerlebnisses darzu-
stellen; Slogans wie "For the 
love of the game" von Bet-
way sind Ausdruck davon. 
Nicht überraschend sind in 
Österreich rund 1,5% der 
Bevölkerung spielsüchtig 
und weitere 4% weisen pro-
blematisches Verhalten auf.

Das Wachstum der Wett-
industrie ist auch eine Fol-
ge  sozialer Probleme. Mehr 
und mehr Menschen ar-
beiten in prekären oder 
schlecht bezahlten Jobs; die 
Aussicht, einen guten Job zu 
bekommen, wird zuneh-
mend unrealistisch - um-
so größer ist der Wunsch, 
sich durch einen "Volltref-
fer" aus der Misere zu ho-
len. Dieser Zusammenhang 
wird umso klarer, wenn 
man bedenkt, dass seit 
2014 das "kleine Glücks-
spiel" in Wien verboten ist, 

die Nachfrage aber in kei-
ner Weise nachgelassen hat 
– aus den Spielhöllen wur-
den einfach "Wettcafés", auf 
die sich Novomatic in ihrem 
Bericht 2018 ebenfalls posi-
tiv bezieht. Ein bloßes Ver-
bot hilft also nicht, die Ver-
hältnisse zu ändern.

Der Kampf gegen die 
Wettkonzerne, die parasi-
tär vom Leid und den Hoff-
nungen der arbeitenden Be-
völkerung leben, muss ver-
bunden werden mit dem 
Kampf für ein besseres Le-
ben außerhalb dieser In-
dustrien. Sinnstiftende, gut 
bezahlte und sichere Jobs 
sind eine Notwendigkeit 
dafür. Nicht zuletzt auch 
des Sportes wegen, um ihn 
wieder frei von Spielsucht 
oder existenziellen Ängsten 
genießen zu können.

Stefan Brandl

Weg mit der Wettindustrie!

Kampf gegen die Wettindustrie
heißt Kampf für Arbeitsplätze.

Drag-Kultur entwickelte 
sich gegen unterdrückende 
Normen. Drag Queens wa-
ren ein wichtiger Teil der 
Stonewall Riots. Doch mit 
den Erfolgen der LGBTQIA-
Bewegung entdeckt das 
Kapital sie als Profitquel-
le: Die amerikanische TV-
Show „RuPauls Drag Ra-
ce“ wurde von vielen noch 
als Erfolg für die Sicht-
barkeit der Kultur gefeiert, 
doch nun plant Pro 7 eben-
falls eine Drag-Show - aus-
gerechnet mit Heidi Klum 
an der Spitze. Klum hat 

in den letzten Jahren mit 
„Germany’s Next Top Mo-
del“ nicht nur die Ideologie 
verbreitet, Frauen müssten 
ihre Körper schinden, um 
möglichst gefällig zu sein, 
sondern auch Millionen 
verdient. Zurecht wehrten 
sich im Gespräch mit Vice 
Drag-Aktivist*innen nun 
dagegen, als „Cashcows“ 
vor die Kamera gezerrt zu 
werden. Statt der Kommer-
zialisierung von Gegenkul-
tur braucht es eine antika-
pitalistische LGBTQIA-Be-
wegung!

Der britische Literaturnobel-
preisträger Rudyard Kipling 
unterstützte den General 
Reginald Dyer mit 26.000 
Pfund, nachdem dieser 1919 
in Indien ein Massaker an 
einer unbewaffneten De-
monstration verübte – Die 
Bilanz: 379 Tote und 1.200 
Verletzte. George Orwell 
nannte ihn einen „mora-
lisch unsensiblen, ästhe-
tisch unbefriedigenden Jin-
go-Imperialisten“. Die ita-
lienische Mussolini-Unter-
stützerin Grazia Deledda 
erhielt 1926 den Literatur-

nobelpreis. Zur selben Zeit 
meinte sie, sie „liebe und 
verstehe“ den Faschismus, 
der für sie den Kampf um 
ein gesundes Familienle-
ben und Liebe zur Heimat 
darstelle. Mit seiner Par-
teinahme für den Massen-
mörder Milosevic ist Peter 
Handke also in guter Ge-
sellschaft. Dass Gegner-
schaft zur NATO keines-
wegs die Unterstützung von 
Diktatoren bedeutet, be-
wiesen Sozialist*innen des 
CWI während des Kosovo-
Krieges. Sie argumentier-

ten, dass man sich sowohl 
gegen die NATO als auch 
gegen Milosevic stellen 
konnte und musste. Übri-
gens: Jean Paul Sartre lehn-
te den Preis 1964 mit dem 
Verweis auf seinen imperia-
listischen Charakter ab, was 
die skandinavische Pres-
se als „größte Ohrfeige für 
die schwedische Akademie“ 
beschrieb. Wenn es ihm um 
Anti-Imperialismus ginge, 
hätte Handke das auch tun 
können – denn eine Ohr-
feige hätte die Akademie für 
ihre Entscheidung verdient.

Drag-Profit Handke und Henker
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Schon vor der Bildung der 
neuen Regierung gab es 
die ersten Proteste gegen 
sie: Die von der SLP un-

terstütze Initiative „So-
zial Aber Nicht Blöd“ or-
ganisierte am 11.10. eine 
Kundgebung. Zwei be-
sonders aggressive Pro-
jekte der letzten Regie-
rung hat sich die Initi-
ative von Beschäftigten 
aus dem Sozial- und Ge-
sundheitsbereich heraus-
gegriffen: Sie richtete sich 
gegen die Mindestsiche-
rungskürzung und den 
12-Stundentag. Der Wi-
derstand durch die Ge-
werkschaften gegen den 

12-Stundentag wur-
de trotz riesiger Beteili-
gung abgewürgt, bevor 
er erfolgreich sein konn-

te. Von der Ankündigung, 
die Mindestsicherungsre-
form zumindest in Wien 
nicht umzusetzen, wis-
sen Grüne und SPÖ heu-
te auch nichts mehr. Um-
so wichtiger ist es jetzt, 
daran zu erinnern und 
den Druck auch inner-
halb der Gewerkschaf-
ten durch solche öffentli-
che Aktionen zu erhöhen. 
Redner*innen klär-
ten auf, was diese Ver-
schlechterungen eigent-
lich für die Betroffenen 

bedeuten, aber zeigten 
auch auf, wie Widerstand 
funktionieren kann. Mi-
chael Gehmacher, Be-

triebsrat und SLP-Akti-
vist erklärte: „Wir müs-
sen verhindern, dass die 
nächste Regierung Kurz 
einfach da weiter macht, 
wo die letzte aufgehört 
hat. Statt passiv abzu-
warten, was als nächstes 
kommt, müssen wir jetzt 
dafür kämpfen, die Ver-
schlechterungen rück-
gängig zu machen und die 
Arbeiter*innen für echte 
Verbesserungen mobili-
sieren.“ 

Till Ruster
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F*CK HSBC
Am 2.10. protestierten SLP-
Aktivist*innen vor HS-
BC Global Asset Manage-
ment Österreich an ei-
ner der nobelsten Adres-
sen der Stadt. Die Aktion 
war Teil der internationa-
len Solidaritäts-Kampa-
gne. Der Grund: HSBC in 
Hong Kong hatte Nathan 
Leung gefeuert. Nathan 
ist bei der Sozialistischen 
Aktion (Schwesterorga-
nisation der SLP in Hong 
Kong) und verlor seinen 
Job, weil er Aktivist der 
Demokratie-Bewegung 

ist. HSBC in Wien weigerte 
sich unter dem Vorwand, 
dass es sich um einen an-
deren Geschäftsbereich 
handle, unsere Forderun-
gen anzunehmen. Solche 
Ausreden legte HSBC of-
fenbar Verantwortlichen 
rund um den Globus nahe. 
Auch in Hong Kong ver-
sucht sich HSBC mit dem 
Argument, Nathan wä-
re über eine Arbeitsüber-
lassungsfirma angestellt 
gewesen, aus der Verant-
wortung zu stehlen.

Brettros

-Stundentag & Co sind immer noch da –
Wo ist der Widerstand des ÖGB?

Schwarz-blaue Altlasten

Andere über uns

Die Zeitung für ÖGB-Mitglieder „Solidarität“ zitiert 
den Mitinitiator der Initiative „Workers for Future“ 
Philipp Chmel. Philipp ist aber auch Sozialist und 
Mitglied der SLP - und „Workers for Future“ ist kei-
ne NGO, wie die „Solidarität“ behauptet, sondern 
eine Vernetzung kämpferischer Arbeiter*innen und 
Betriebsräte. Zeit, dass der ÖGB nicht nur Beifall 
klatscht, sondern selbst aktiv wird!

Am 19.10 fand in zahlrei-
chen Städten in Europa 
der Aktionstag gegen den 
Einmarsch der Türkei in 
Rojava, der kurdischen 
Selbstverwaltungszone 
in Nordsyrien, statt. Das 
„Go“ zum Angriffskrieg 
gab US-Präsident Trump 
am 6.10 mit dem Abzug 
der US-Truppen aus der 
Region. Damit sind die 
kurdischen „Volks-“ und 
„Frauenverteidigungs-
einheiten“ YPG/ YPJ und 
ihre Verbündeten der 
„Syrischen Demokra-
tischen Kräfte“ (SDF) 
nun mit Erdogans Trup-
pen, jihadistischen Söld-
nern und Bombardements 
konfrontiert. Das bedeu-
tet nicht nur eine huma-
nitäre Krise mit hunder-
ten Toten und hundert-
tausenden Flüchtenden, 
sondern könnte auch die 
Selbstverwaltung kos-
ten. Denn die kurdischen 
Kräfte haben – angesichts 
der Bedrohung durch ein 
türkisches Massaker- ein 
Bündnis mit Assad ge-
schlossen. Es ist zwar 
verständlich, dass YPG/ 
YPJ jede Hilfe annehmen, 
um ein Massaker zu ver-
hindern. Doch das Bünd-
nis mit Assad, dem Hen-
ker der Revolution von 
2010/11, wird die Ge-
walt nicht aufhalten kön-
nen. Im Gegenteil: Die-
ses Bündnis könnte den 
kurdischen Milizen ihr 
Image als Kraft der Be-
freiung kosten. Und auch 
der Waffenstillstand, den 
die USA mit Erdogan aus-

gehandelt haben, geht auf 
Kosten der Kurd*innen 
und wird laut kurdischen 
Medien von der Türkei 
nicht eingehalten.

Aktivist*innen der SLP 
in Wien, Graz und Linz 
waren Teil der Proteste 
am Aktionstag und in den 
Tagen davor. Mit Flyern 
und Reden machten wir 
Vorschläge, wie die Situ-
ation verbessert werden 
kann und was wir in Ös-
terreich konkret tun kön-
nen. Vor allem die Mitver-
antwortung von NATO, 
EU und Österreich wurde 
angesprochen: Rüstungs-
konzerne wie Steyr oder 
Glock liefern Waffen, Mu-
nition und Kriegsmaterial 
in die Region. Mit einem 
Appell an linke Organisa-
tionen, soziale Bewegun-
gen und Gewerkschaf-
ten könnte die Basis der 
Proteste verbreitert wer-
den, die Offenlegung der 
Bücher aller Unterneh-
men, die mit der Türkei 
Geschäfte machen, er-
kämpft werden und die 
Waffenlieferungen blo-
ckiert werden. In Linz 
betonte SLP-Aktivist Jan 
Millonig in seiner Rede: 
„Wir brauchen einen ge-
meinsamen Kampf aller 
unterdrückten Menschen 
in der Region gegen Kapi-
talismus und Imperialis-
mus!“ Frieden für die Re-
gion kann nur der Sturz 
der Regime und eine frei-
willige, sozialistische Fö-
deration im Nahen Osten 
bringen.

Moritz Bauer

#RiseUp4Rojava



1989-91 erlebte die Welt ei-
ne Serie dramatischer Um-
brüche in Osteuropa mit 
dem reihenweisen Sturz 
stalinistischer Diktaturen. 
Die Auswirkungen sind bis 
heute von enormer Bedeu-
tung. Blicken wir zurück: 
Am 13. September 1989 bil-
dete die Gewerkschaft „So-
lidarnosc“ in Polen auf-
grund einer überwältigen-

den Mehrheit bei der Wahl 
die erste „nicht-kommu-
nistische“ Regierung im 
„Ostblock“ seit 1948. Zwei 
Monate später wurde die 
Berliner Mauer niederge-
rissen. Die spektakulären 
Ereignisse von 1989 ins-
pirierten, zumindest da-
mals, Arbeiter*innen und 
arme Menschen auf der 
ganzen Welt, während 
Diktator*innen überall vor 
Angst zitterten. Doch die 
großen Hoffnungen zer-
fielen zu Illusionen, große 

Versprechungen und Zu-
versicht endeten in sozia-
lem Desaster, Instabilität 
und Kriegen.

Innerhalb von nur zwei 
Jahren wurde die ehema-
lige DDR vom kapitalisti-
schen Westen übernom-
men. Ursprünglich laute-
ten die Forderungen der 
Demonstrant*innen aller-
dings "freie Wahlen, freie 

Medien, Reisefreiheit und 
demokratischer Sozialis-
mus". Aufgrund des Fehlens 
einer organisierten politi-
schen Kraft für den Aufbau 
einer echten sozialistischen 
Arbeiter*innen-Demokra-
tie konnte jedoch der west-
deutsche Kapitalismus das 
ganze Land unter seiner 
Kontrolle wiedervereini-
gen. In weiterer Folge be-
gann Jugoslawien zu zerfal-
len. Nach dem gescheiter-
ten Staatsstreich im August 
1991 brach die Sowjetuni-

on zusammen, in der Folge 
auch die Tschechoslowakei.

Der Kapitalismus wurde in 
der gesamten Region wie-
derhergestellt. Der Kalte 
Krieg endete mit der Auf-
lösung des Militärblocks 
Warschauer Pakt, der ge-
gen den US-Imperialismus 
gerichtet war. Francis Fu-
kuyama kündigte 1992 mit 

vollem Triumphgehabe das 
"Ende der Geschichte" an. 
Damit meinte er, dass von 
nun an keine sozialen Revo-
lutionen mehr stattfinden 
bräuchten bzw. würden, 
da der Kapitalismus die 
höchste Entwicklungsstu-
fe der Menschheit darstelle. 
Dieser Standpunkt ist mitt-
lerweile genauso Geschich-
te wie die Herrschaft der 
stalinistischen Bürokratien. 
Die Massenbewegungen 
wurden damals von der 
Hoffnung angetrieben, dass 

durch die Abschaffung der 
abscheulichen bürokrati-
schen Diktaturen das Le-
ben dramatisch verbessert 
werden würde. Demokra-
tie sollte sich mit sozialem 
und wirtschaftlichem Fort-
schritt verbinden. Doch 
die Region verbrachte das 
folgende Jahrzehnt in ei-
ner schrecklichen wirt-
schaftlichen Depressi-
on, die schlimmer war als 
in den 1930er Jahren. Die 
ehemals zentral geplanten 
Volkswirtschaften wurden 
durch das Chaos des „frei-
en Marktes“ ersetzt. Wäh-
rend der deutsche Kanzler 
Kohl „blühende Landschaf-
ten“ versprach, zeigten sich 
immer stärker Merkma-
le von „Entwicklungslän-
dern“ bzw. der neo-koloni-
alen Welt. Selbst die Welt-
bank als einer der Haupt-
architekten des Übergangs 
musste offenlegen, dass das 
Brutto-Inlands-Produkt in 
Mittel- und Osteuropa bis 
zum Jahr 2000 um 15% und 
in der ehemaligen UdSSR 
um 40% zurückgegangen 
war. Die Zahl der in abso-
luter Armut lebenden Men-
schen stieg von 4% auf 20%.

Zum ersten Mal seit 1945 
brachen in Europa und 
Zentralasien Kriege zwi-
schen Staaten aus. Bruta-
le ethnische Konflikte for-
derten unmittelbar hun-
derttausende Menschen-
leben. Etwa vier Millionen 
Menschen wurden vertrie-
ben, als die imperialisti-
schen Mächte und die neu-
en nationalen kapitalisti-
schen Eliten um das Wrack 
des ehemaligen Jugoslawi-
ens kämpften. Mindestens 
150.000 Menschen star-
ben in den beiden russisch-
tschetschenischen Kriegen 
und weitere 60.000 im tad-
schikischen Bürger*innen-
Krieg. Die Konflikte in Mol-
dawien, Georgien, zwi-
schen Armenien und Aser-
baidschan sowie in der 
Ostukraine sind nach wie 
vor ungelöst. Ein Blick zu-
rück, um vorbereitet zu sein 
auf die kommenden Bewe-
gungen.

Ein Schwerpunkt auf Basis 
eines Artikels von Rob Jones 

von Sotsialisticheskaya 
Alternativa aus Russland, 

zusammengestellt von 
Franz Neuhold

Dem Zusammenbruch des Stalinismus
folgte Instabilität statt harmonischer
kapitalistischer Weltordnung.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI-Mehrheit): T 01.524 63 10 M slp@slp.at W www.slp.at

30 Jahre Wende:
Keine „blühenden Landschaften“
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 FDDR 1953: Im Juni 1953 
entwickelt sich eine 
Streikbewegung gegen 
Lohnkürzungen und 
Leistungsnormen, die 
von der SED-Bürokratie 
eingeführt wurden. Die 
Bewegung wird von Bau- 
und Metallarbeiter*innen 
getragen und erfasst einen 
Großteil der Parteibasis. 
Die Führung antwortet 
mit brutaler Gewalt 
und tötet dutzende 
Demonstrant*innen.
 FUngarn 1956: Eine 
Massenbewegung aus 
Arbeiter*innen und 
Jugendlichen belebt den 
Rätegedanken wieder und 
will echten Sozialismus. 
Dies ist eine enorme 
Bedrohung für die Büro-
kratie im ganzen Ostblock. 
Am 25. Oktober werden 
Hunderte erschossen, 
am 4. November wird 
die Arbeiter*innen-
Revolution durch 
Kreml-Truppen endgültig 
niedergeschlagen.
 FPrag 1968: Der „Prager 
Frühling“ ist eine Bewe-
gung für einen demokrati-
schen Sozialismus. Wieder 
schlagen sowjetische 
Panzer den Aufstand 
nieder. Kombiniert mit der 
Vielzahl an Bewegungen 
rund um 1968 bedeuteten 
die Prager Ereignisse 
weltweit die Abkehr 
einer Vielzahl kommu-
nistischer Aktivist*innen 
vom Stalinismus.
 FProteste in Sowjet-
republiken wegen 
Umweltverschmutzung: 
Proteste zu Umweltfragen 
brechen in den 80ern in 
Teilen der Sowjetunion 
aus. Auch kommen in 

Folge der Unterdrückung 
des Selbstbestim-
mungsrechts Elemente 
von Nationalismus auf. 
Dem Ursprung nach 
sind es dennoch auch 
soziale Konflikte. Die 
Luft in vielen Städten 
ist so verschmutzt, dass 
die Lebenserwartung 
zurückgeht. Baikalsee 
und Kaspisches Meer sind 
voller Industrieabfälle. 
Der Aralsee ist aufgrund 
Brezhnevs erzwungenem 
Baumwoll-Anbau in 
Usbekistan praktisch 
verschwunden.
 FPolen 1970 und 1981: Die 
Massenproteste in Polen 
ab 1970, ausgelöst durch 
steigende Lebensmittel-
Preise, bedeuten den 
Anfang vom Ende des 
Stalinismus. Auch hier 
ist der Wunsch nach 
echtem Sozialismus 
mit Arbeiter*innen-
Demokratie anfangs 
groß. 1980 bildete sich 
die größte unabhängige 
Gewerkschaft der 
Welt: Solidarnosc. 
Nur die Verhängung 
des Kriegsrechts 
1981 verhinderte den 
vollständigen Zusam-
menbruch des Regimes.
 FPeking 1989: Am „Platz 
des himmlischen 
Friedens“ versammeln 
sich zigtausende 
Arbeiter*innen und 
Student*innen, um gegen 
das Regime zu protes-
tieren. Zur Bekräftigung 
ihres sozialistischen 
Anspruches singen sie 
unermüdlich die „Inter-
nationale“. Die Regierung 
richtet ein Massaker mit 
hunderten Toten an.

Politik und Selbstverständ-
nis des Stalinismus ha-
ben überhaupt nichts mit 
den Prinzipien der ur-
sprünglichen sowjeti-
schen Revolutionär*innen 
wie Lenin und Trotzki zu 
tun. Die Russische Revo-
lution 1917 sollte eine ech-
te demokratische und so-

zialistische Gesellschaft 
schaffen, in der Reich-
tum und Ressourcen in öf-
fentliches Eigentum über-
führt, die Produktion und 
Verteilung von gewähl-
ten Arbeiter*innen-Rä-
ten geplant werden sollen. 
Die Bolschewiki waren 
Internationalist*innen, 
die allen Minderhei-
ten im ehemaligen russi-
schen Reich das Recht auf 
Selbstbestimmung garan-
tierten und sich für eine 
freiwillige Föderation so-
zialistischer Staaten aus-
sprachen. Die Bolschewi-
ki waren überzeugt, dass 
die neue Arbeiter*innen-
Republik nur dann über-
leben und sich Richtung 
Sozialismus entwickeln 
könnte, wenn sich die Re-
volution auch in den fort-
geschritteneren Ländern 
ausweitet.

Leider scheiterte die re-
volutionäre Welle, die den 
1. Weltkrieg beendete und 
den Sturz der deutschen 
Monarchie sowie das kur-
ze Aufflammen von Rä-
te-Republiken in Ungarn, 
Bayern und entsprechen-
der Ansätze in Österreich 

und der Tschechoslowakei 
erlebte. Die neue russische 
Republik wurde von 15 
imperialistischen Arme-
en überfallen. Diese un-
terstützten die gegenrevo-
lutionären „Weißgardis-
ten“ und richteten enor-
me Zerstörung an. Viele 
der besten Arbeiter*innen 

wurden in die Kämp-
fe hineingezogen, star-
ben oder hungerten. An-
dere mussten die Fab-
riken verlassen, um die 
neue Gesellschaft irgend-
wie zu verwalten. Das re-
volutionäre Russland be-
endete den Bürger*innen-
Krieg erschöpft, ver-
wüstet und isoliert. 
Eine Schicht von 
Bürokrat*innen, von de-
nen viele sich ursprüng-
lich der Revolution wider-
setzt hatten, entwickelte 
sich und wurde in Erman-
gelung einer internatio-
nalen Revolution gestärkt, 
fand mit Stalin einen An-
führer und ergriff die po-
litische Macht aus den 
Händen der geschwäch-
ten Arbeiter*innen-Be-
wegung. Sie festigte ihre 
Macht durch einen neuen 
Bürger*innenkrieg in den 
30er-Jahren mit Massen-
verhaftungen, Terror und 
Hinrichtungen gegen die 
alten Bolschewiki. Sie hob 
deren Internationalismus 
auf und ersetzte ihn durch 
die rückschrittliche Ideo-
logie des "Sozialismus in 
einem Land". Tatsächlich 

handelte es sich um eine 
politische Konterrevolu-
tion, die einen bürokrati-
schen Staatsapparat hin-
terließ, der große Teile der 
zaristischen und sogar ka-
pitalistischen Gesellschaft 
widerspiegelte, die die 
verstaatlichte Planwirt-
schaft überwachte und 
ausnutzte.

Aufgrund der Planwirt-
schaft und der Entschlos-
senheit der Massen in 
der Sowjetunion ging 
die UdSSR trotz der Un-
fähigkeit der stalinis-
tischen Bürokratie aus 
dem 2. Weltkrieg sieg-
reich hervor. Osteuropa, 
einschließlich eines Teils 
Deutschlands, wurde von 
der sowjetischen Armee 
kontrolliert. Im weiteren 
Verlauf brachen die alten 
bürgerlichen Staaten zu-
sammen. In der Tschecho-
slowakei und anderswo 
keimten revolutionäre Be-
wegungen auf. Ursprüng-
lich wollte Stalin den Ka-
pitalismus in der Region 
aufrechterhalten, mit Ma-
rionetten-Regierungen als 
Puffer zwischen Ost und 
West. Aber diese Position 
erwies sich als nicht reali-
sierbar. Eine Entwicklung 
unabhängiger sozialisti-
scher Republiken würde 
die Herrschaft der UdSSR-
Bürokratie untergraben. 
Deshalb löste die Sowjet-
Armee unabhängige Ak-
tionen von Arbeiter*innen 
und Aufständischen mit 
Gewalt auf. Die bürokrati-
sche Planwirtschaft wur-
de auf die gesamte Region 
ausgedehnt. Während die 
russische Revolution wei-
ter degenerierte, wurden 
in Osteuropa die neuen 
Regimes von Anfang an in 

Aufstände & Stalinismus

Der Stalinismus entstand als 
Folge der Isolation des 
revolutionären Russlands.

Entstehung, 
Wesen und 
Untergang 
des Stalinismus



9Nr. 282 | 11.2019 30 Jahre Wende

Wer heute von der Notwendigkeit spricht, den Kapi-
talismus abzuschaffen, bekommt noch immer häufig 
zur Antwort, dass das in einer Diktatur enden müs-
se – wie man in der Sowjetunion gesehen habe. Doch 
der Stalinismus war keine zwangsläufige Folge der 
Russischen Revolution und der Politik der Bolsche-
wiki. Es waren konkrete historische Umstände, die 
den Aufstieg einer bürokratischen Kaste ermöglich-
ten, die heute zurecht allen Arbeiter*innen verhasst 
sein sollte.

Nach dem Sturz des Kapitalismus in Russland brach 
ein Sturm der Konterrevolution über die junge Räte-
demokratie herein. 21 imperialistische Armeen ver-
suchten, die Revolution aus Angst vor ihrer internatio-
nalen Ausbreitung im Keim zu ersticken. Obwohl es der 
hastig aufgestellten Roten Armee gelang, die neue Ord-

nung zu verteidigen, waren die Opfer immens. 6 Milli-
onen Menschen starben im Bürger*innenkrieg bzw. an 
seinen Folgen, darunter viele der aufopferungsvollsten 
bolschewistischen Revolutionär*innen. Die internati-
onale Ausbreitung der Revolution wurde verhindert – 
nicht nur durch Militär und Polizei, sondern auch mit-
hilfe der sozialdemokratischen Führungen. Die junge 
UdSSR blieb isoliert.

Um die wirtschaftliche Rückständigkeit im Vergleich 
zum kapitalistischen Westen auszugleichen, wurde 
kleinbäuerlichen Schichten kapitalistischer Handel im 
Rahmen der NÖP (neue ökonomische Politik) gewährt. 
Die Plätze der verstorbenen Revolutionär*innen wur-
den von ehemaligen Beamt*innen des Zarismus und 
von Karrierist*innen aufgefüllt. Aus ihnen wurde die 
bürokratische Kaste, welche zunehmend an Macht ge-
wann. Ihr Repräsentant wurde ausgerechnet Josef Sta-
lin, welcher – bekannt für sein organisatorisches Ta-
lent – an die Spitze einer innerparteilichen Untersu-
chungskommission zur Bekämpfung des Karrierismus 
gesetzt wurde.

Die Bürokratie führte in den folgenden Jah-
ren die Sowjetunion nicht mehr im Interesse der 
Arbeiter*innenklasse, sondern in ihrem eigenen. Da-
nach richtete sich auch ihre Ideologie, wie der antista-
linistische Revolutionär Leo Trotzki analysierte:

„Stalins Fraktion hat nicht im mindesten die un-
vermeidlichen Resultate der Entwicklung vorherge-
sehen, die ihr jedes Mal über den Kopf wuchsen. Sie 
reagierte darauf mit administrativen Reflexen, Die 
Theorie ihrer jeweiligen Wendung schuf sie nach-
träglich, ohne sich viel darum zu kümmern, was sie 
am Tage zuvor lehrte.“ (Leo Trotzki: Verratene Revo-
lution, 1936)

Auch wenn der Stalinismus das Ergebnis von Fakto-
ren war, die die Revolutionär*innen nur unzureichend 
beeinflussen konnten, heißt das nicht, dass es keine 
Lektionen für revolutionäre Organisationen gibt: Nur 
konsequente innerparteiliche Demokratie kann büro-
kratische Tendenzen im Zaum halten, nur eine inter-
nationale Revolution ermöglicht echte sozialistische 
Demokratie.

Moritz Erkl

Woher kam der 
Stalinismus?

dieser deformierten Form 
eingesetzt.

Obwohl die Planwirt-
schaft unter schrecklicher 
bürokratischer Misswirt-
schaft und Verschwen-
dung litt, erwies sie sich 
eine Zeit lang dennoch als 
effizienter als die Markt-
wirtschaft. In den kriegs-
zerstörten Volkswirt-
schaften Osteuropas war 
das Pro-Kopf-Wachstum 
in den zwanzig Jahren 

nach dem Krieg etwa 2,4 
Mal so hoch wie in Europa 
insgesamt.

Doch dies förderte auch 
den Wildwuchs der Bü-
rokratie: Als Stalin an die 
Macht kam, zählte die Bü-
rokratie einige Hundert-
tausend. In den 80er Jah-
ren wurde sie zu einem 
20 Millionen starken, al-
les verbrauchenden Appa-
rat. Ohne Arbeiter*innen-
Demokratie zur Steuerung 
und Kontrolle der Wirt-
schaft hatte die Bürokra-
tie einen Teil des gesell-
schaftlichen Reichtums 
durch Diebstahl und Be-
stechung abgebaut. Die 
Verschwendung lag bei ca. 
30% der industriellen und 
landwirtschaftlichen Pro-
duktion. An ihrer Spitze 
stand eine kleinere Elite, 
deren absurder Lebensstil 
durch Breschnews riesige 
Sammlung an Luxusautos 
veranschaulicht wurde.

Man kann die Festi-
gung der Bürokratie als 
Ausdruck der allgemei-
nen Gegenrevolution auf-
fassen, wobei gleichzei-

tig dieselbe Bürokratie die 
zentrale Errungenschaft 
der Revolution (nicht-ka-
pitalistische Planwirt-
schaft) als Grundlage ih-
rer Macht – vorerst – ak-
zeptieren musste und aus-
beutete. Doch solch ein 
System muss immer stär-
ker in Konflikt mit den ar-
beitenden Massen geraten. 
Immer aggressiver wird 
die anti- und gegenrevo-
lutionäre Rolle der Bü-

rokratie in der täglichen 
Politik. Am Ende dieses 
Prozesses steht die Ent-
scheidung: Wiederher-
stellung des Kapitalismus 
oder echter Sozialismus 
mit Arbeiter*innen-De-
mokratie.

Je komplexer die Wirt-
schaft wurde, um-
so schwerer wirkte 
der bürokratische Bal-
last und das Fehlen der 
Arbeiter*innen-Demo-
kratie in allen Bereichen 
der Gesellschaft. Die Bü-
rokratie reagierte darauf 
in eigener Weise: Mit den 
Schlagwörtern „Perestro-
ika“ und „Glasnost“ zielte 
Gorbatschows Politik da-
rauf ab, die Verschwen-
dung der Bürokratie zu re-
duzieren, ohne ihnen die 
Macht zu nehmen (Reform 
von oben, um eine Revo-
lution von unten zu ver-
hindern). Sie öffnete die 
Tür zur Wiederherstellung 
des Kapitalismus. In der 
Sowjetunion selbst ent-
wickelte sich eine schwere 
Krise. Zum Beispiel führte 
Gorbatschows Verbot von 

Alkohol zu Zuckerman-
gel, da allerorts illegal ge-
brannt wurde. Die Unzu-
friedenheit in den Massen 
äußerte sich vor allem in 
einer Serie von Streiks im 
Bergbau im Juli 1989.

Eine wachsende Schicht 
der Bürokratie reagier-
te auf das Wanken ih-
res Systems: Man blick-
te zum Kapitalismus, um 
seine Haut zu retten. Der 
Übergang der Industrie 
in Privatbesitz sollte von 
ihr selbst vorgenommen 
werden; größtenteils di-
rekt in die eigenen Ta-
schen. Die Massenbewe-
gungen in den verschie-
denen Ländern ab 1989 
waren zwar stark genug, 
die monolithisch wirken-
de politische Herrschaft 
der Parteibürokratien zu 
brechen – doch ohne eine 
Perspektive, wie der zu-
nächst geforderte wirk-
liche, demokratische So-
zialismus erkämpft wer-
den könne, bedeutete der 
Sturz der alten Parteie-
liten ihre Wiederaufer-
stehung als kapitalisti-
sche Wirtschaftseliten. 
Damit war die Grundla-
ge für den Mafia-Kapi-
talismus der kommen-
den Jahrzehnte gelegt: 
Die Parteibonzen wurden 
zu Oligarch*innen, die 
sich gemeinsam mit ih-
ren neuen Freund*innen 
aus den westlichen Chef-
etagen die profitablen Tei-
le der Ruinen ihres alten 
Systems krallten. Ein Pro-
zess, der auch die Grund-
lage für die in den letz-
ten Jahren zunehmenden 
Proteste gegen Korrup-
tion, für Jobs und Löh-
ne, von denen man leben 
kann, ist.

Die Parteibonzen von einst sind die 
Mafia-Kapitalist*innen von heute.

Zum Weiterlesen
Leo Trotzki: 
Verratene Revolution. Was ist die Sowjetunion und 
wohin treibt sie? 
z.B. Mehring Verlag, 2016 (4. Auflage)

Marx aktuell
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Die Aufgabe des Stur-
zes des Stalinismus und 
seine Ersetzung durch 
Arbeiter*innen- bzw. Rä-
te-Demokratie unter Auf-
rechterhaltung und Aus-
bau einer nicht-kapitalis-
tischen Planwirtschaft be-
zeichnete der Revolutionär 
Leo Trotzki einst als „poli-
tische Revolution“. Er ver-
stand sehr früh, dass der 
Macht-Zuwachs der Büro-
kratie der Beginn einer in-

neren und schleichenden 
Gegenrevolution nach der 
erfolgreichen Oktoberre-
volution in Russland 1917 
war. Die selben Entwick-
lungen erkannte auch Le-
nin, der seine letzten Le-
bensjahre dem Kampf ge-
gen die Bürokratisierung 
widmete. Ein Hauptgrund 
lag in jenen Rückschlä-
gen, welche die Revoluti-
on weltweit erlitt. Nichts-
destotrotz hätte eine er-
folgreiche Rückerobe-
rung der politischen Macht 
durch die organisierte 
Arbeiter*innen-Bewegung 
in einzelnen Ländern ei-
nen wichtigen Anstoß für 
andere Regionen, inklusive 
des kapitalistischen Wes-
tens, gegeben. Dies ist ein 

weiteres Prinzip unseres 
anti-stalinistischen Räte-
Sozialismus: Internationa-
lismus oder Niederlage!

Der 2. Weltkrieg schuf 
eine besondere Situation, 
da sich die Sowjetunion 
trotz bürokratischer Dik-
tatur und faschistischem 
Feldzug auch aufgrund der 
wirksamen Vorteile der 
Planwirtschaft behaupten 
konnte. Das neue Gleich-
gewicht zwischen kapita-

listischer und nicht-kapi-
talistischer Welt enthielt 
ab den 1950ern viele osteu-
ropäische Länder, in denen 
nicht nur der Kapitalismus 
diskreditiert war, sondern 
auch die Herrschaft der 
Bürokratie bekämpft wur-
de. Wäre in der DDR 1953 
oder Ungarn 1956 die po-
litische Revolution mit der 
Festigung einer Räte-De-
mokratie gelungen, hätte 
dies höchstwahrscheinlich 
eine Kettenreaktion ausge-
löst. Millionen Menschen 
wären weltweit inspiriert 
worden, ihr Schicksal kol-
lektiv in die eigenen Hände 
zu nehmen und den jewei-
ligen Eliten zu entreißen.

Die Programme der Be-
wegungen, die sich jeweils 

um das machtvolle Mittel 
des Generalstreiks sam-
melten, enthielten For-
derungen wie echte freie 
Wahlen, Beibehaltung des 
sozialistischen Eigentums 
in der Industrie, Betriebs-
räte mit unabhängigen 
Gewerkschaften, Streik- 
und Versammlungsrecht, 
Presse- und Religions-
freiheit. Moskau rollte mit 
Panzern jede dieser poten-
tiellen Revolutionen nie-

der. Dadurch wurde ver-
ständlicherweise unter 
Arbeiter*innen im Wes-
ten das sowjetische System 
immer unbeliebter. Für 
die herrschenden Eliten 
im Westen war es wich-
tig, vom eigentlichen pro-
sozialistischen Programm 
der Aufständischen ab-
zulenken. Dem spielte die 
Ostblock-Bürokratie in die 
Hände, da sie überall „pro-
kapitalistische Verschwö-
rungen“ ausmachte.

Der nächste große Konflikt 
wurde als „Prager Früh-
ling“ 1968 bekannt:1953 
hatte der Kreml eine 
Währungsabwertung an-
geordnet, die den Lebens-
standard um 11% senkte. 

Die Wirtschaft wuchs in 
den nächsten zehn Jah-
ren kaum. Als Alexander 
Dubcek 1968 den Vorsitz 
der KP Tschechiens über-
nahm, startete er ein Pro-
gramm zur Liberalisie-
rung der Wirtschaft und 
zur Einführung begrenz-
ter demokratischer Rech-
te – dem "Sozialismus mit 
menschlichem Antlitz". 
Diese Bemühungen um die 
Öffnung der Gesellschaft 
fanden großes Echo bei 
den Massen. Zuerst ver-
suchte der Kreml, Dubcek 
zum Rückzug zu bewegen. 
Im August wurde der Pra-
ger Frühling unter dem 
Druck der benachbar-
ten stalinistischen Staa-
ten, die eine Ausbreitung 
der Proteste befürchte-
ten, unter den Ketten der 
Block-Panzer zerstört.

Als in Polen 1981 nach 
der Formierung der Ge-
werkschaft Solidarnosc 
mit 14 Millionen Mitglie-
dern General Jaruzelski 
das Kriegsrecht erklärte, 
hatte sich in Moskau der 
Wind bereits zu drehen 
begonnen. Teile der Büro-
kratie suchten zur Siche-
rung ihrer Herrschaft nach 
einem Ausweg mittels Än-
derungen in der wirt-
schaftlichen Struktur; der 
Glasnost (Offenheit) und 
Perestroika (Umstruktu-
rierung). Die Bürokratie 
selbst blickte Richtung ka-
pitalistischer Restauration. 

In Polen selbst, wie später 
auch in anderen Ländern, 
intervenierten westliche 
kapitalistische Eliten so-
wie die katholische Kirche, 
um die anti-stalinistische 
Bewegung entscheidend 
in eine anti-sozialistische 
Richtung zu lenken. In der 
Folge konnten sich die pro-
kapitalistischen Kräfte in-
nerhalb von Solidarnosc 
durchsetzen.

Vor dieser Ausgangsla-
ge wurde 1989 der letzte 
Akt des Stalinismus ein-
geläutet. Die Massen setz-
ten sich unaufhaltsam in 
Bewegung, wie etwa bei 
den Leipziger Montags-
demonstrationen. Die ge-
waltigen Ereignisse von 
1989-91 zeigten die poten-
tielle Macht organisier-
ter Arbeiter*innen. Nur 
das Fehlen einer gefestig-
ten politischen Organi-
sation, welche in und mit 
den Massenbewegungen 
eine Räte-Demokratie er-
richten hätte können, er-
möglichte der Bürokratie, 
die kapitalistische Trans-
formation unter Beibehal-
tung autoritärer Struktu-
ren und mit dem Schüren 
nationalistischen Hasses 
umzusetzen. Doch gerade 
die Erfahrungen der jun-
gen Generationen mit den 
Folgen der letzten 30 Jah-
re seit der Wende bergen 
den Ansatz für einen neu-
en revolutionären Anlauf.

 30 Jahre Wende

Weder Stalinismus noch Kapitalismus!

Zur „politischen Revolution“ fehlten
die organisierten und verwurzelten
revolutionären Kräfte.



11Nr. 282 | 11.2019 Jugend

Ein Mann erschießt in Hal-
le zwei Menschen aus Frust 
darüber, dass er kein grö-
ßeres Blutbad anrichten 

konnte. Tausende Men-
schen gehen daraufhin ge-
gen Antisemitismus und 
rechten Terror auf die Stra-
ße. In Hamburg finden sie 
einen gemeinsamen Nen-
ner mit den Demos gegen 
die imperialistischen Am-
bitionen Erdoğans in Nord-
syrien. Statt der erwarte-
ten 400 waren 4.000 auf 
der Straße, um gegen Ras-

sismus und Neonazis, aber 
auch gegen den Einmarsch 
türkischer Truppen in Ro-
java zu demonstrieren.

Auch in vielen ande-
ren Städten gingen Men-
schen als Reaktion auf 
den Anschlag in Halle auf 
die Straße. In Berlin wa-
ren 14.000 Menschen 
bei der „Unteilbar“ De-
mo. Aktivist*innen unse-
rer deutschen Schwester-
organisation SAV waren 
Teil der Mobilisierungen. 
Sie machten darauf auf-

merksam, dass die Prob-
leme mit rechtem Terror 
struktureller Natur sind: 
Die wachsende soziale 
Ungleichheit schafft den 
Nährboden für rassistische 
und faschistische Ideo-
logien. Staat und herr-
schende Politik sind Teil 
des Problems, denn auch 
sie müssen im Wettbewerb 
am Weltmarkt auf „natio-
nale Einheit“ setzen. Hier 
schließt sich der Kreis zu 
Erdoğan, der mit ähnli-
chen Mitteln wie Rech-
te in Deutschland die tür-
kische und die kurdische 
Bevölkerung gegeneinan-
der ausspielt, um die im-
perialistischen Interessen 
des Kapitals in der Region 
durchzusetzen.

Ignaz Staudinger

Demos nach Terror in Halle 

Gemeinsam gegen rechten Terror,
Antisemitismus und das System,
das sie hervorbringt!

Mit Julia Herr ist die Vorsit-
zende der Sozialistischen 
Jugend für die SPÖ in den 
Nationalrat eingezogen. Ih-
re Kampfansage klingt erst 
einmal gut: soziale Themen 
in den Vordergrund stel-
len, kompromissloser Anti-
rassismus. Für die SPÖ will 
sie die Wiederbelebung von 
Basisstrukturen und klare 
Prinzipien statt einer Real-
politik, die genau das Ge-
genteil von dem umsetzt, 
was vor der Wahl verspro-
chen wurde. Auch Frauen-
rechte sind ihr ein Anlie-
gen und in Interviews hat 
sie sich sogar für die Ent-
eignung von Superreichen 
ausgesprochen.

Nun wird es spannend, ob 
Herr dabei bleibt oder sich, 
wie unzählige Linke in der 
SPÖ-Geschichte, anpasst 
und den Klub- bzw. Sach-
zwängen beugt. Dass sie bei 
der Abstimmung über den 
3. Nationalratspräsidenten 
Hofer nicht lautstark ih-
re Ablehnung kundgetan 
hat (sondern nur still ge-
gen ihn gestimmt hat), hat 
wohl manche in der SJ ent-
täuscht. Zu Recht.

Wird Herr das Mandat 
nutzen, um z.B. die Rück-
nahme des 12-Stunden-
tags offensiv zu themati-
sieren? Oder eine Kampag-
ne auch außerhalb des Na-
tionalrats zu organisieren, 
damit Abtreibung in al-
len öffentlichen Spitälern 
auf Krankenschein mög-
lich ist? Wird sie sich für die 

Enteignung von Klimakil-
lern und die Umstellung der 
Produktion unter Kontrol-
le der Beschäftigten stark 
machen? Wird sie den vol-
len Nationalratsbezug von 
8.930,90 kassieren oder nur 
2.300.- behalten, was dem 
durchschnittlichen Netto-
bezug entspricht (und oh-
nehin weit über dem ist, 
was die Mehrheit verdient), 
um nicht abgehoben zu 
werden?

Das Problem ist der Cha-
rakter der SPÖ selbst und 
das Fehlen einer organisier-
ten SPÖ-Linken mit klaren 
Zielen. Die SPÖ definiert 
sich durch ihre „staats-
tragende Verantwortung“ 
(sprich: Systemerhal-
tung). Entsprechend be-
nutzt sie ihren Einfluss auf 
die Gewerkschaften um alle 
wichtigen Kämpfe zu ver-
hindern. Wird Herr einen 
linken Flügel in der SPÖ 
aufbauen, der mehr macht, 
als nur eine zahnlose „Par-
teireform“? Wenn es ihr mit 
den Forderungen und ei-
nem wirklichen Kurswech-
sel der SPÖ ernst ist, muss 
sie schleunigst die verblie-
benen Linken in der Partei 
gegen die Führung organi-
sieren und den politischen 
Kampf außerhalb des Par-
laments führen. Sonst wie-
derholt sie den Werdegang 
von Josef Cap – der war 
auch mal ein linker „Re-
bell“. 

Jan Millonig und 
Sonja Grusch

Warum ich bei der SLP bin
Ich bin 17 Jahre alt, seit 4 
Monaten politisch ak-
tiv und komme aus Attn-
ang- Puchheim. Schon als 
Kind habe ich kritisches 
und soziales Denken in 
die Wiege gelegt bekom-
men. Mit 16 bin ich dann 
auch auf Demonstratio-
nen gegen Schwarz-Blau 
oder den Burschenschaf-
ter-Ball gegangen, da es 
für mich nicht akzeptabel 
ist, so eine Politik, so ei-
nen Rassismus und so ei-
ne Ausbeutung zuzulas-

sen. Auf einer Donners-
tags-Demo habe ich die 
SLP kennengelernt und 
habe mich auch zu ande-
ren Organisationen infor-
miert. Für mich war klar: 
Ich muss aktiv werden. Al-
so ging ich zu einem Tref-
fen der SLP in Vöcklabruck. 
Das Treffen war sehr über-
zeugend und ich war er-
staunt, in welchen Berei-
chen die SLP aktiv war. Die 
Statuten und Forderungen 
stimmten auch mit mei-
ner Einstellung überein, 

weswegen ich auch direkt 
beitreten wollte. Nach-
dem ich gehört hatte, dass 
die SLP auch international 
aktiv ist, fiel mir die Ent-
scheidung nochmal leich-
ter, denn Probleme wie der 
Klimawandel können nur 
richtig international be-
hoben werden. Nachdem 
ich nun 4 Monate dabei bin, 
bin ich mir im Klaren, dass 
es die richtige Entschei-
dung war.

Paul Horner, 
Schüler

Macht Julia
den Jeremy?

Mülkiye Laçin ist seit 25 Jahren Freizeitpädagogin in 
Wien. Nun wurde sie im Urlaub in ihrem Heimat-
dof in der Türkei festgenommen. Das Erdogan-Re-
gime kriminalisiert sie, weil sie sich auch für die 
Rechte von Frauen und Kurd*innen einsetzt. Ih-
re Kolleg*innen im Betriebsrat starteten nun die 
Kampagne „Free Mülkiye“.

Kopf des Monats
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Bei den Wahlen 2015 ver-
sprach Trudeau "sonnige 
Wege" - inklusive Wahlre-
form, Bekämpfung des Kli-
mawandels, Verringerung 
der Ungleichheit, Verbesse-
rungen für Frauen und die 
indigene Bevölkerung und 
mehr. Seine Liberale Par-
tei (LP) gewann, er wur-
de Premierminister und die 
bis dahin regierende sozi-
aldemokratische NDP ver-

lor mehr als die Hälfte ihrer 
Sitze. In den ersten Mona-
ten seiner Amtszeit polier-
te Trudeau sein Image als 
Fortschrittlicher weiter auf, 
mit der Ernennung eines 
Kabinetts mit 50% Frauen, 
mit der Ankündigung am 
Pariser Klimagipfel, dass 
"Kanada zurück ist", so-
wie dem Versprechen, die 
Rechte der Indigenen Be-
völkerung zu respektieren. 
Trumps Wahl im Novem-
ber 2016 bestärkte Trudeaus 
Image als progressiver Kon-
trast.

Doch seither verblasst 
dieser Glanz. Die verspro-
chene Wahlreform hat er 
aufgegeben. Unter seiner 
Regierung wurde für 4,5 
Milliarden Dollar eine Pipe-
line angeschafft um ver-
dünntes Bitumen (ein Koh-
lenwasserstoffgemisch, 

Anm.) nach Vancouver zu 
transportieren. Für 15 Mil-
liarden Dollar wurden Waf-
fen nach Saudi-Arabien 
verkauft. Im Frühjahr 2019 
folgte ein Bericht, dass der 
Premierminister und sein 
Büro Druck auf die General-
staatsanwaltschaft ausge-
übt hatten, um die Strafver-
folgung korrupter Machen-
schaften des Großkonzerns 
SNC-Lavalin einzustel-

len. Der Skandal offenbar-
te die schmutzigen Verbin-
dungen der Regierung zum 
Großkapital. Keine Überra-
schung für Marxist*innen, 
aber schmerzhaft für Libe-
rale. Leah McLaren schrieb 
über den SNC-Lavalin-
Skandal: „Es war, als würde 
man zusehen, wie ein Ein-
horn von einem Lastwagen 
zerquetscht wird". Für viele 
Kanadier*innen bestätigte 
sich, dass die Liberale Par-
tei wie alle anderen auch im 
Wahlkampf Veränderung 
verspricht und wenn sie ge-
wählt ist, im Sinne der gro-
ßen Konzerne regiert.

Zum Absturz Trudeaus 
trug im September die Ver-
öffentlichung einiger Fo-
tos von ihm mit „Blackfa-
cing“ Make-up bei. Obwohl 
das die öffentliche Mei-
nung kaum beeinflusste, 

verstärkte es den Zynismus 
gegenüber Politiker*innen 
– dass sie alle heucheln. 
Das Wahlergebnis ist aber 
nicht nur das Ergebnis der 
jüngsten Skandale, sondern 
der letzten Jahre, in de-
nen der Unterschied zwi-
schen Schein und Wirk-
lichkeit deutlich wurde. Die 
LP blieb mit 157 Sitzen hin-
ter den nötigen 170 zurück 
und wird als Minderheits-

regierung nach Bündnis-
partnern suchen müssen.

Doch auch die frühere Re-
gierungspartei NDP ver-
lor weiter. Sie versprachen 
zwar im Wahlkampf, die 
Subventionen von jähr-
lich drei Milliarden an die 
Öl- und Gasindustrie ein-
zustellen, den öffentlichen 
Verkehr und das Gesund-
heitssystem auszubauen 
und 300.000 neue, gute Ar-
beitsplätze schaffen zu wol-
len. Gegenüber den weitge-
hend unbeliebten konser-
vativen Tories sind und den 
stark angeschlagenen Li-
beralen, wäre das ein guter 
Boden für die NDP gewesen. 
Doch nach der Wahlnieder-
lage von 2015 war die Par-
tei für mehrere Jahre weit-
gehend unsichtbar. Im Ge-
gensatz zu Bernie Sanders 

in den USA oder Jeremy 
Corbyn in Britannien hat sie 
keine neue Basis mit einer 
mutigen Politik aufgebaut. 
Sie beschränkt sich auf den 
Glauben, sie könne den Ka-
pitalismus besser managen. 
Wahlgewinner waren folg-
lich die Konservativen und 
der Bloc Québécois, der sich 
auf die französische Iden-
tität und die Souveränität 
von Quebec konzentrier-
te, während die rassistisch/
nationalistische Partei von 
Maxime Bernier weniger als 
2 Prozent erhielt.

Trudeau konnte bisher 
noch von einer relativ gu-
ten wirtschaftlichen Lage 
profitieren. Doch die Wol-
ken am Himmel der Welt-
wirtschaft werfen auch auf 
Kanada ihren Schatten. Die 
meisten Kanadier*innen 
sind bis zum Hals verschul-
det. Vor allem in Toron-
to und Vancouver droht die 
enorme Immobilienbla-
se zu platzen. Die hohe Ex-
portquote macht die kana-
dische Wirtschaft und die 
kanadischen Beschäftig-
ten stark abhängig von der 
Entwicklung der Weltwirt-
schaft. Gleichzeitig zeigt ein 
Bericht der Statistics Cana-
da, dass kanadische Unter-
nehmen unglaubliche 353 
Milliarden Dollar in Steu-
eroasen geparkt haben. Was 
könnte mit diesem Geld für 
Jobs, Soziales, leistbares 
Wohnen, öffentlichen Ver-

kehr und die Umwelt ge-
schaffen werden, wenn es 
aus dem Privatbesitz in die 
öffentliche Hand und unter 
Kontrolle und Verwaltung 
der Arbeiter*innenklasse 
gestellt würde!

Eine Umfrage von Ipsos 
zeigte auf, dass 67% mei-
nen, dass die Wirtschaft 
zugunsten der Reichen und 
Mächtigen funktioniert und 
61% sagen, dass die traditi-
onellen Parteien sich nicht 
um Menschen wie sie selbst 
kümmern. Gleichzeitig gibt 
es Raum für eine selbstbe-
wusste und kampagneno-
rientierte linke Partei, was 
sich u.a. darin zeigt, dass 
58% der Kanadier*innen 
eine positive Meinung von 
„Sozialismus“ haben.

Kanada steht eine insta-
bile Minderheitsregierung 
ins Haus. Die sich ankündi-
gende Rezession wurde im 
Wahlkampf völlig ausge-
blendet. Doch Wirtschafts-
krisen und das ökologische 
Desaster basieren nicht auf 
Managementfehlern, son-
dern sind das Ergebnis des 
Kapitalismus selbst. Die he-
raufziehende Wirtschafts-
krise und das ökologische 
Desaster machen einmal 
mehr deutlich, dass das 
„managen“ des Kapitalis-
mus keine adäquate Ant-
wort ist.

Bill Hopwood, 
Socialist Alternative (Kanda), 

socialistalternative.ca

Rückschlag für Justin Trudeau, den ehemaligen
Liebling der Liberalen auf der ganzen Welt.

Trudeau: Der Lack ist ab
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Das chinesische Regime 
verbreitet das Märchen, die 
USA würden eine Revolu-
tion steuern, um China zu 
schwächen. Damit will es 

verhindern, dass die Bewe-
gung in Hongkong die sozi-
alen Widersprüche in China 
selbst befeuert.

Die nächste Wirtschafts-
krise kündigt sich an und 
die Lebensmittelpreise stei-
gen. Entsprechend regt sich 
auch auf dem Festland Wi-
derstand. Hier wird die na-
tionalistische Propaganda 
einer ausländischen Ver-
schwörung noch absur-

der - sind es doch maois-
tische Studierende, die die 
Parteilinie eines „Sozialis-
mus chinesischer Prägung“ 
kritisieren, während die 

„Kommunistische“ Par-
tei die Verschmelzung des 
chinesischen Kapitals mit 
multinationalen Konzernen 
vorantreibt.

In Xinjiang wehrt sich 
die uighurische Volksgrup-
pe gegen kulturelle Unter-
drückung, etwa die Zer-
störung jahrhundertealter 
Friedhöfe, und wird dafür 
tausendfach in Arbeitslager 
gesperrt. Ein Erfolg der Be-

wegung in Hongkong wür-
de der arbeitenden Klasse 
auf dem Festland vor Augen 
führen, dass die Machtcli-
que um Präsident Xi nicht 
so unbesiegbar ist, wie sie es 
behauptet.

Da wundert es nicht, 
dass regimetreue Schlä-
gerbanden Jagd auf ih-
re Gegner*innen machen 
Das Büro der „Sozialisti-
schen Aktion) (Hongkonger 
Schwesterorganisation der 
SLP) wurde am 17. 10. zum 
wiederholten Male über-
fallen, 20.000 Hongkong-
Dollar (etwa 2300 €) sowie 
sechs Computer und ande-
res Equipment wurden ge-
stohlen.   Oliver Giel
Hier werden Spenden gesam-
melt: gofundme.com/f/hong-
kong-robbery-at-socialist-
actions-office

Hongkong: 
Warum Xi zittert

Belgien: 14€ Mindestlohn

Das Regime in China fürchtet, dass 
die Bewegung in Hongkong auch 
Proteste am Festland befeuert.

„Chile ist erwacht" steht auf 
den Schildern vieler Men-
schen, die auf die Stra-
ßen des lateinamerika-
nischen Landes strömen. 
Und tatsächlich: An einer 
Fahrpreiserhöhung der 
U-Bahn in der Hauptstadt 
Santiago entzündete sich 
der Unmut großer Teile 
der Bevölkerung.

Mittlerweile hat das Mili-
tär mehrere Menschen er-
mordet, der Ausnahmezu-
stand mit nächtlichen Aus-
gangssperren wurde ver-
hängt und der Präsident 
spricht gar von „Krieg". Die 
Soldaten auf den Straßen 
wecken bei vielen böse Er-
innerungen an die Zeit un-
ter dem Diktator Pinochet.

Dabei galt das Land bei fi-
nanzstarken Investor*innen 
bisher als „Musterschüler" – 
also als Garant für fette Pro-
fite. Die Regierung des Mil-
lionärs Piñera setzt auch 
in seiner zweiten Amts-
zeit alle Hebel in Bewe-
gung, es den internatio-
nalen Geldgeber*innen im 
Land gemütlich zu machen. 
Das Wohl der „kleinen Leu-
te“ bleibt dabei zwangswei-
se auf der Strecke. So wun-
dert es nicht, dass Chile 
trotz des höchsten durch-
schnittlichen Pro-Kopf-
Einkommens der Region 
von extremer Ungleich-
heit geprägt ist. Das Wirt-
schaftswachstum wurde in 
diesem Jahr auf stolze 2,5 % 
geschätzt, die aber nur bei 
einer kleinen Elite ankom-
men. Die große Mehrheit 

der Chilen*innen kämpft 
dagegen täglich ums Über-
leben. Der Mindestlohn 
liegt bei mageren 370€ und 
über 50 % der Beschäftig-
ten hat weniger als umge-
rechnet 500€ monatlich 
zur Verfügung – und das 
bei sehr hohen Lebenshal-
tungskosten, die auf mit-
teleuropäischem Niveau 
liegen. Gerade junge Men-
schen ächzen unter dem fi-
nanziellen Druck, denn oh-
ne teure private Bildung ist 
im späteren Berufsleben mit 
keinem halbwegs anständig 
bezahlten Job zu rechnen. 
Die Meisten schaffen das 
nur über Kredite und wer-
den schwer verschuldet ins 
Arbeitsleben entlassen. Ein 
menschenwürdiges Leben 
ist so nicht möglich.

Die Proteste und Aufru-
fe zum Generalstreik sind 
daher ein erster, wichtiger 
Schritt und Teil von Bewe-
gungen und Erhebungen 
in ganz Lateinamerika. 
Die Arbeiter*innenklasse 
braucht jetzt eine revoluti-
onäre Kraft, in der sie ihre 
Macht kanalisieren kann. 
Bei der Bewegung ge-
gen Pinochet gab es inter-
nationale Solidarität der 
Arbeiter*innenbewegung 
– daran müssen wir heu-
te anknüpfen. Der Kapita-
lismus muss überwunden 
werden, denn in diesem 
Wirtschaftssystem kann 
es kein gutes Auskommen 
für alle geben!

Philipp Kollien

Chile 
despertó

Kürzungen im Sozial- & 
Bildungsbereich führen 
dazu, dass die Frauen ver-
stärkt die Pflege und Erzie-
hung übernehmen müssen. 
Auch werden gezielt Frau-
en in die Teilzeitarbeit ge-
drängt. Deswegen formiert 
sich gerade in Belgien ein 
Protest unter dem inter-
nationalen Banner der so-
zialistisch-feministischen 
Kampagne ROSA. Die 
Aktivist*innen betonen, 
dass der Kampf gegen Se-
xismus auch ein Kampf ge-
gen finanzielle Abhängig-

keit ist. Deswegen lauten 
die Forderungen: 14€ Min-
destlohn, Erhöhung des 
Arbeitslosengeldes über 
die Armutsgrenze und ei-
ne Mindestpension von 
1.500€. Um das zu errei-
chen, braucht es eine ge-
werkschaftliche Front, die 
Betriebsversammlungen 
und Streiks organisiert. Es 
ist notwendig, möglichst 
viele Arbeiter*innen in den 
Kampf einzubinden und 
den Kampf gegen Kürzun-
gen zu verallgemeinern..

socialisme.be

In Irland steht das Recht 
auf gewerkschaftliche 
Organisierung unter Be-
schuss. Die Verwaltung 
des irischen Gesundheits-
bereichs versucht, den Be-
schäftigten der Kranken-
transporte die gewerk-
schaftliche Organisierung 
zu erschweren, indem sie 
die von ihnen gewähl-
te Gewerkschaft (NASRA) 
nicht anerkennt. Die Be-
schäftigten und die Socia-
list Party (Schwesterorga-
nisation der SLP) wehren 
sich gegen diese Angrif-

fe. Sie organisieren eine 
Kampagne, die mithilfe 
von Kundgebungen und 
Unterschriftenlisten auf 
den Kampf der Beschäf-
tigten aufmerksam macht. 
Die Arbeiter*innen haben 
seit Jänner bereits meh-
rere 10-Stunden-Streiks 
und einen 24-Stunden-
Streik hinter sich. Am 
23.10 fand ein internatio-
naler Aktionstag statt. In 
über 10 Ländern, darunter 
auch in Österreich, fanden 
Solidaritätsaktionen statt.

nasra.ie, socialistparty.ie

Griechenland
Vor 6 Jahren wurde in 
Athen der Antifaschist 
Pavlos Fyssas von den fa-
schistischen „Goldenen 
Morgenröten“ (GM) er-
mordet. Der Prozess gegen 
die Mörder geht dem Ende 
zu. Unsere Schwesterorga-
nisation Xekinima kämpft 
dafür, dass GM nicht nur 
vor Gericht, sondern auch 
auf den Straßen besiegt 
wird. Sie organisierte mit 
linken Organisationen ei-
ne Demo, welche Pavlos‘ 
Mutter anführte.

net.xekinima.org

Irland: My Union, My Choice!
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI-Mehrheit)
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Können CO2- Steuern
das Klima retten?

Wenn ich sie nicht bekämp-
fen kann, muss ich mit den 
Wölfen heulen – und viel-
leicht sogar was für mich 
dabei herausschlagen. Das 
ist der Hauptgrund, wa-
rum Konzerne wie Shell, 
BP, ExxonMobil oder VW 
und General Motors sich in-
ternational für eine CO2-
Steuer einsetzen. Da-

mit rennen sie bei vielen 
Klimaschützer*innen offe-
ne Türen ein. Auch Partei-
en von Grün bis Neos sind 
dafür. Schließlich wür-
den dann die Steuerein-
nahmen sprudeln. Doch ist 
hier schon ein erstes Prob-
lem – wer will schon eine 
sprudelnde Quelle versie-
gen lassen?

Verschiedene Varianten 
einer solchen Steuer wer-
den diskutiert. Am be-
kanntesten ist jene, die am 
Massenverbrauch und so-
mit am Konsum ansetzt. 
Die Idee: Man setzt Steu-
ern und Abgaben auf fossile 
Brennstoffe hinauf, macht 
sie für Verbraucher*innen 
teurer und sorgt so für sin-
kenden Verbrauch.

Das Problem: Es funk-
tioniert nicht. Schweden, 
Frankreich, die Schweiz 
und andere haben ver-
schiedene Varianten sol-
cher Steuern eingeführt. 
Nirgends ist der CO2-Aus-

stoß jedoch nachhaltig ge-
sunken. Stattdessen wer-
den arbeitende Menschen 
zur Kasse gebeten, wäh-
rend multinationale Groß-
konzerne weitgehend von 
den Steuern ausgenommen 
sind. Die Kosten für den 
Klimawandel werden nach 
unten abgewälzt. Jene Kon-
zerne, die für die Klima-

krise mit am meisten ver-
antwortlich sind, sind aus 
dem Schneider und machen 
weiter wie zuvor.

Noch schlimmer wird es, 
wenn CO2-Steuern ver-
wendet werden, um an-
dernorts Sozialabbau zu 
betreiben. Eine Hauptur-
sache für die Gelbwesten-
proteste in Frankreich war, 
dass CO2-Steuern geplant 
waren, um gleichzeitig die 
Vermögenssteuer abzu-
schaffen. Auch in Schwe-
den fielen Kapitalsteuern 
mit Einführung einer CO2-
Abgabe. In Ecuador führte 
die Abschaffung von staat-
lichen Subventionen auf 
Benzin zu Massenprotes-
ten arbeitender Menschen. 
Kein Wunder, gibt es dort 
doch so gut wie kein öf-
fentliches Transportwesen, 
Benzin ist also überlebens-
wichtig.

Auch in Österreich gibt 
es viele, die trotz erhöh-
ter Steuern weiter auf fos-

sile Brennstoffe angewie-
sen wären. Das gilt entwe-
der, weil es keine adäquate 
öffentliche Verkehrsinfra-
struktur gibt, oder weil die 
Vermieter*in eine Gashei-
zung installiert hat und 
nicht einmal daran denkt, 
diese auszutauschen. Die 
Lösung ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe, die 

nur gegen, nicht mit den 
Großkonzernen gelöst wer-
den kann.

Aber was ist, wenn man 
stattdessen einfach die 
großen Konzerne direkt 
zur Kasse bittet, um so die 
Kosten von nötigen Infra-
strukturmaßnahmen ge-
genzufinanzieren? Das 
würde zum Beispiel beim 
Aufbau des öffentlichen 
Nahverkehrs helfen und 
Sinn machen!? Sinn ma-
chen würde dies zweifel-
los, wie auch sonstige For-
derungen nach Reichen- 
und Vermögenssteuern 
zu befürworten sind. Al-
lerdings würden solche 
Maßnahmen von Konzer-
nen und Superreichen als 
Angriff auf ihren Lebens-
stil und ihre Profite gese-
hen. Was ja auch stimmt.

Das bedeutet, dass die 
großen Konzerne gemein-
sam mit ihren Freund*innen 
in Politik und Staatsapparat 

hart daran arbeiten, solche 
Steuern zu verhindern. Sie 
wollen die Kosten lieber auf 
die arbeitende Bevölkerung 
abwälzen, siehe oben. Auch 
muss man verhindern, dass 
Steuern auf Konzerne ein-
fach auf Konsument*innen 
abgewälzt werden, indem 
man Preise und Gebüh-
ren erhöht. Hier bräuch-
te es eine staatliche Preis-
steuerung. Die Forderung 
nach höheren Steuern für 
Konzerne und Superrei-
che muss deshalb mit einer 
Strategie zur Durchsetzung 
derselben versehen werden. 
Dazu gehört die Forderung 
nach Enteignung und Ver-
gesellschaftung der Ban-
ken und Konzerne unter 
der demokratischen Kont-
rolle von Beschäftigten und 
Konsument*innen.

In eine ähnliche Rich-
tung wie die Reichensteu-
er geht die Forderung nach 
einer CO2-Steuer auf Im-
porte aus Ländern, in denen 
besonders klimaschädlich 
produziert wird. Hier fallen 
als erstes Namen wie China 
oder die USA. Auch mit ei-
ner solchen Forderung kön-
nen manche Industrielle et-
was anfangen, zum Beispiel 
in der Stahlbranche. Dort 
sieht man CO2-Steuern auf 
Stahlimporte als eine Mög-
lichkeit, um die Billigkon-
kurrenz aus dem Ausland 
raus zu halten.

Aus sozialistischer Sicht 
ist einerseits klar, dass in 
der kapitalistischen Welt-
wirtschaft auf völlig blöd-

sinnige Weise Güter über 
tausende Kilometer ver-
schifft werden, meist ohne 
guten Grund. In einer Welt 
ohne Profitstreben könnte 
man zum Beispiel auf Soja-
importe aus dem brasilia-
nischen Regenwaldgebiet 
verzichten.

Andererseits: Warum soll-
te man die „heimische“ 
Großindustrie einfach 
weitermachen lassen wie 
bisher? Zwar werden sie in 
Ländern wie Österreich zu 
stärkeren Umweltaufla-
gen gezwungen. Wenn die 
selben Konzerne in Afrika 
oder China produzieren, 
scheren sie sich nicht da-
rum. Konzerne halten sich 
nur an Regeln, wenn man 
sie zwingt. Sozialist*innen 
stellen diesem Chaos eine 
internationale demokrati-
sche, ökologische geplante 
Wirtschaft entgegen.

Letztendlich gilt bei 
der Klimafrage das sel-
be wie bei vielen ande-
ren Themen. Man hat kei-
ne Kontrolle über das, 
was einem nicht gehört. 
Um den weltweiten CO2-
Ausstoß zu senken, müs-
sen alle großen Industri-
en, einschließlich der gro-
ßen Agrarkonzerne, in die 
Hände der Allgemeinheit 
wechseln und demokra-
tisch verwaltet werden. 
Dann kann schnellstmög-
lich mit der nachhaltigen, 
sozialistischen Umgestal-
tung begonnen werden.

Christian Bunke

Viele Klimaschützer*innen fordern solche Steuern. 
Doch ihre positive Wirkung muss bezweifelt werden.
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1 In der bürgerlichen 
Demokratie werden 
„Vertreter*innen“ 

gewählt, die keine sind, 
aber Gesetze für alle ma-
chen. Sie werden nur alle 
5 Jahre gewählt und sind 
dazwischen nicht ab-
wählbar. Für gebrochene 
Wahlkampfversprechen 

oder Sozialabbau, der Le-
ben zerstört, gibt es kei-
nerlei vorgesehene Kon-
sequenzen.

2 Wer zahlt, schafft 
an: Hürden für 
Wählbarkeit und 

Veränderung sind hoch. 
Das Sammeln von Unter-
stützungserklärungen, 
die 4 %-Hürde und Wahl-
kampf sind vor allem von 
finanzieller Stärke ab-
hängig. Geld für die eta-

blierten Parteien kommt 
oft von Unternehmen 
und Superreichen. Die 
Gewählten vertreten al-
so nicht die Bevölkerung, 
sondern das Kapital.

3 Rund 1,1 Millio-
nen Menschen im 
Wahlalter sind in 

Österreich von Wahlen 

ausgeschlossen. Meist 
fehlt ihnen die Staats-
bürgerschaft, weil Ös-
terreich eines der res-
triktivsten Länder bei 
Einbürgerungen ist. 
Aber auch 15-Jährige, die 
schon arbeiten, dürfen 
noch nicht wählen.

4 Die Wahl zwi-
schen Pest und 
Cholera hielt bei 

der vergangenen Nati-
onalratswahl rund 1,5 

Millionen (wahlberech-
tigte) Menschen davon 
ab, zu wählen. In Sum-
me sind also mehr als 
2,6 Millionen Menschen, 
die hier leben, arbei-
ten, Steuern und Sozi-
alversicherungsbeiträge 
zahlen und von Geset-
zen betroffen sind, an 
der ohnehin geringen 
Mitbestimmung nicht 
beteiligt.

5 Haben Sie Ihre*n 
Chef*in gewählt? 
Die wichtigsten 

Lebensbereiche, Arbeit 
und Wirtschaft, finden 
fast gänzlich ohne de-
mokratischen Prozess 
statt. Was wie produ-
ziert wird, wie gear-
beitet wird, bestim-
men Eigentümer*innen 
und Bosse ganz oh-
ne Mitbeteiligung 
von Arbeitenden und 
Konsument*innen.

Helga Schröder

Fünf Gründe, warum...

...wir keine echte 

Demokratie haben.

 F Schluss mit Arbeitslo-
sigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen 
Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension 
von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung 
auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung 
der vorhandenen Arbeit 
auf Alle bei vollem Lohn. 
Unbefristetes Arbeits-
losengeld und Pension 
dürfen nicht unter dem 
Mindestlohn liegen.
 F Kapitalismus bringt 
immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und 
Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & 
Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitions-
programm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, 
Umwelt & Verkehr.
 F Der Kampf für 
Frauenrechte ist für 
uns Teil des Kampfes 
für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine 
gerechte Entlohnung und 
Verteilung der bezahlten 
und unbezahlten Arbeit! 
Flächendeckende 
kostenlose Betreuung 
von Kindern und 
Pflegebedürftigen durch 

bezahlte Fachkräfte. 
Schluss mit Sexismus und 
Gewalt gegen Frauen!
 FWir mobilisieren gegen 
die Angriffe der radikalen 
Abtreibungsgegner auf das 
Selbstbestimmungsrecht 
von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwan-
gerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in 
allen Bundesländern.
 F Schluss mit rassistischen 
Gesetzen und Abschie-
bungen! MigrantInnen 
sind nicht die Ursache 
für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von 
ÖsterreicherInnen und 
MigrantInnen für die volle 
rechtliche, politische und 
soziale Gleichstellung aller 
hier lebenden Menschen.
 F Die Jugend braucht eine 
Zukunft. Statt Kürzungen 
und Privatisierung mehr 
Geld für Bildung, die sich 
nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, 
sondern kritische und 
selbständige Menschen 
zum Ziel hat. Garantierte 
Lehrstellen & Jobs, von 
denen man leben kann, 
leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen 
ohne Konsumzwang.

 F Schluss mit der Diskrimi-
nierung, Stigmatisierung 
und Behinderung 
von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. 
Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und 
Selbstbestimmung.
 FVolle Gleichberechtigung 
für Schwule, Lesben, 
Transgenderpersonen 
& Bisexuelle
 F Nein zu polizeistaatlichen 
Methoden und privaten 
Sicherheitsdiensten, die 
nur die Interessen des 
Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat 
und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. 
 F Sozialpartnerschaft 
bedeutet besonders heute 
Verschlechterungen. 
Statt Privilegien und 
Bürokratie im ÖGB 
für kämpferische 
und demokratische 
Gewerkschaften.
 F Faschistische und rechts-
extreme Organisation wie 
Burschenschaften & auch 
die FPÖ sind eine reale 
Bedrohung für Migran-
tInnen, Gewerkschafte-
rInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlos-
senen Widerstand 

und den Aufbau einer 
politischen Alternative!
 F SPÖ und Grüne sind 
diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte 
Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine 
StellvertreterInnen-
politik, sondern wir 
brauchen eine neue 
starke, kämpferische 
sozialistische Partei für 
ArbeiterInnen, Arbeits-
lose & Jugendliche, 
deren VertreterInnen 
keine Privilegien haben.
 F Hunger, Krieg, Umwelt-
zerstörung, Armut & 
Verschuldung sind die 
Folge neokolonialer 
Politik im Interesse 
von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit 
oder Mitgliedschaft 
in imperialistischen 
Militärbündnissen. Nur 
internationale Solida-
rität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewe-
gung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges 
Leben für Alle schaffen.
 F Keine Privatisierung 
der Gewinne und 
Verstaatlichung der 
Verluste. Es reicht nicht, 
die Finanzmärkte zu 

regulieren und inter-
nationale Institutionen 
wie EU, IWF & Weltbank 
zu reformieren. Wir 
brauchen eine echte 
Alternative zum Kapita-
lismus. Darum sind wir 
für die Überführung der 
Banken & Konzerne in 
öffentliches Eigentum 
unter demokratischer 
Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & 
der Gesellschaft.
 F Kapitalismus bedeutet 
Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit 
und Wohlstand durch 
eine demokratisch 
geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & 
Profiten bestimmt wird.
 F Eine revolutionäre 
Veränderung ist 
notwendig. Lediglich 
Reformen führen zu 
keinen grundlegenden 
Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung 
& die Jugend sind Kräfte, 
die den Bruch mit dem 
Kapitalismus & eine 
demokratische, sozi-
alistische Gesellschaft 
erkämpfen können.

Sozialistische LinksPartei  Wofür wir stehen

Die UNO-Kinderrechtskonvention, die am 20.11.1989 
einstimmig beschlossen wurde, umfasst zehn Grund-
rechte zum Schutz von Kindern. Offiziell werden die-
se  von mehr Staaten unterstützt als alle anderen UN-
Vereinbarungen. Dass dies eher ein symbolischer Akt 
als ein verbindlicher Vertrag ist, zeigt der Weltkin-
dergipfel im Jahr 2000, der die ernüchternde Bilanz 
zieht: „Zehn Jahre nach Einführung der UNO-Kin-
derrechte hat sich die Welt für Kinder und Jugendli-
che nicht verbessert“. Für ein Ende des Sozialabbaus 
und ausreichend Finanzierung für Kinder- und Ju-
gendeinrichtungen können wir uns nicht auf UNO & 
Co. verlassen, dass müssen wir selbst erkämpfen.

Vor 30 Jahren...
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Alle reden über das Klima, 
von Kurz bis zum Papst. 
Doch jenseits der leeren 
Worte zerstören Kon-

zerne weiterhin Umwelt 
und Klima. Die OMV et-
wa erschließt im Mühl-
viertel weitere Millio-
nen Barrel Öl zur Förde-
rung - wissend, was das 

für das Klima bedeu-
tet. Die bürgerliche Poli-
tik – inklusive der Grü-
nen – schweigt dazu. Sie 

könnte das Projekt ver-
hindern, doch im Zwei-
fel stellt sie sich schüt-
zend vor die Profitin-
teressen der Konzerne. 
Der nächste globale Kli-

mastreik am 29.11. star-
tet in Wien bei der OMV. 
Das ist ein richtiges Zei-
chen! Es gilt, die Boh-

rung zu verhindern, aber 
das ist nicht genug. Ein 
Ölkonzern wird Öl för-
dern; die Führung der 
OMV ist unser Gegner. 
Die Beschäftigten aber 

müssen unsere Verbün-
deten werden. Sie sind 
die wahren Expert*innen 
für die Ressourcen und 
wie diese für nachhaltige 
Energieformen genutzt 
werden können. Für ei-
nen solchen Umstieg 
braucht es nicht weni-
ger, sondern mehr Jobs 
im Energiesektor. Ent-
eignung der OMV reicht 
nicht: Sie muss von den 
Beschäftigten demokra-
tisch weitergeführt wer-
den!

 Till Ruster

Klimakiller OMV

Weg mit dem Profitmotiv – Umstellung der Produktion 
unter Kontrolle der Beschäftigten!

Termin
Eine Welt zu 

gewinnen 
 Tage 

Diskussionen 
über Widerstand 
und Solidarität

8.+9. November
Gudrunstraße 
,  Wien

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Montag, 1900 Uhr  
in der ‘Stadtschenke’ 
Neutorgasse 22

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1800 Uhr 
in der ‘Alten Welt’  
Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

VÖCKLABRUCK

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Café Mayr’ 
Bahnhofstraße 1

WIEN

SLP Wien West 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
in der  
‘Zypresse’ 
7; Westbahnstraße  35a 
(Nähe Urban Loritz-Platz)

SLP Brigittenau 1 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

SLP Brigittenau 2 
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

Treffpunkte


